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An die Zeitungsleſer. 


Beim Ablauf des 2ten Quartals bringen wir in Erinnerung, 
182 Sgr. als vierteljährliche 


die ganze Monarchie zu haben iſt. — Die Pränumeration für ein 


oben angeſetzte Preis. — Bei Beſtellungen, welche nad Anfang des laufenden Vierteljahres eingehen, 
den 23. Juni 1847. 


Nummern nicht nachgeliefert werden können. — Poſen, 


Jul and. 


Berlin den 21. Juni. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt ge⸗ 
ruht: Dem Geheimen Regierungs- und Baurath Gantzer in München den 
Rothen Adler. Orden zweiter Klaſſe mit Eichenlaub, jo wie dem Oberſt⸗Lieutenant 
a. D., von der Gablentz, den Rothen Adler-Orden vierter Klaſſe, und dem 
Rittergutsbeſitzer Freiherrn Ehreufried Heinrich Auguſt von Kefſenbrinck auf 
Griebenow, Kreiſes Grimmen in Neu-Vorpommern, die gräfliche Würde unter 
dem Namen von Keffenbrinck-Griebenow zu verleihen. 95 a 
Sc. Greellenz der Wirkliche Geheime Rath und Ober⸗Schloßhauptmann, Graf 
von Arnim, iſt von Blumberg hier angekommen, und der General⸗Major und 
Inſpekteur der 1. Ingenieur- Inſpektion, Breſe, nach Kiſſingen abgereiſt. 


Berlin, den 18. Juni. Das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Pots⸗ 
dam und der Stadt Berlin enthält folgende Bekanntmachung: „Des Königs 
Majeſtät haben Allergnädigſt geruht, durch die Allerhöchſte Kabinets-Ordre vom 
15. April d. J. der in Gotha beſtehenden Lebensverſicherungs-Bank fur Deutſch⸗ 
land, unter dem Vorbehalte künftiger Zurücknahme dieſer Erlaubniß, zu geſtatten, 
ſolche in Preußiſchen Staaten belegene Grundſtücke, auf welche ſie Kapitalien aus⸗ 
geliehen hat, im Fall dieſelben zur nothwendigen Subhaſtation geſtellt werden, 
eigenthümlich erwerben zu dürfen, jedoch mit der ausdrücklichen Bedingung, daß 
die Bank verpflichtet iſt, die erworbenen Grundſtücke innerhalb eines Zeitraums 
von Fünf Jahren, vom Tage der Rechtskraft des Adjudications⸗Beſcheides, durch 
welches ſie ein ſolches Grundſtück erworben hat, wieder zu veräußern. Die ſämmt⸗ 
lichen Untergerichte im Departement des Königl. Kammergerichts werden hiervon 
mit dem Bemerken in Keuntniß geſetzt, daß es der gedachten Lebeusverſicherungs— 
Bank überlaſſen bleibt, ſich in den vorkommenden einzelnen Fällen durch Beibrin— 
gung der ihr ertheilten Erlaubniß über ihre Befähigung zur Erwerbung von Grund⸗ 
ſtücken auszuweiſen. Berlin, den 5. Juni 1847. Königl. Preuß. Kam⸗ 


mergericht.“ 


Aus Berlin ſchreibt man: Jetzt, wo der Landtag ſeinem Ende zueilt, han⸗ 


delt es ſich in den Specialverſammlungen der Abgeordneten vielfach um die Reiſe⸗ 
koſten, welche ihnen hier in Berlin ausgezahlt werden und eine ſehr bedeutende 
Totalſumme bilden. Es wird den Abgeordneten für die Meile 1 Thlr. 10 Sgr. 
berechnet; der Sab der Oſtpreußen war anfangs auf 1 Thlr. 20 Sgr. angenom⸗ 
men, man iſt aber auch bei ihnen auf 1 Thlr. 10 Sgr. zurückgegangen, trot⸗ 
dem aber bat die Provinz Oſtpreußen allein gegen 27,000 Thlr. an Reiſekoſten 
zu empfangen, in gleichem, mäßiger ſich herausſtellenden Verhältniß auch die a 
deren Provinzen.“ 1 i 

Den Schluß des Landtags ſetzt man fetzt ziemlich allgemein auf das 
Ende der nächſten Woche e), bis wohin die wichtigſten noch vorliegenden Ans 
träge, namentlich die ſogenannten politiſchen Petitionen wohl erledigt ſein werden. 
Daß auf eine Vertagung des Lrndtages eingegangen werden wird, wie früher 
einmal verlautete, glaubt man jetzt nicht mehr. Andererſeits ſind es die Abge⸗ 
ordneten ſelbſt, namentlich bie Landwirthe, welche immer lebhafter auf den Schluß 


) Andere Mittheilungen wiederholen die a daß der Landtag auf un⸗ 
beſtimmte Zeit verlängert worden fei und des Königs Majeſtät ſich die Beſtimmung 
über die Auflöſung noch vorbehalten habe. 5 


daß hieſige Leſer für diefe Zeitung 1 Kthlr. 73 Sgr., auswärtige aber 1 Kthlr. 
Pränumeration zu zahlen haben, wofür dieſe täglich erſcheinende Zeitung auf allen Königlichen Poſtämtern durch 
Exemplar auf Schreibpapier beträgt 15 Sgr. für das Vierteljahr mehr, als der 


iſt es nicht unſere Schuld, wenn die frühern 
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dringen, da ihnen die häuslichen Verhältniſſe, ohne großen Nachtheil keine län⸗ 


gere Entfernung geſtatten. Viele find ſchon abgereiſt, während Andere ihre Stell⸗ 
vertteter für ſich einſtellten. Die Provinzialſtände des Großherzogthums Poſen 
haben ſogar durch ihren Provinzial-Landtagsmarſchall die einmüthige Erklärung 
abgeben laſſen, daß ſie zum 24ſten d. M. nothwendig ſämmtlich zu Haufe fein 
müßten, weil an dieſem Tage bei ihnen alle bürgerlichen Geſchäfte des ganzen Jah⸗ 
res ihre Abwickelung erhielten. So erklärt es ſich denn wohl, daß der Verſamm⸗ 
lung ſelbſt die fernere Ruhe fehlt und dieſelbe für die Vollendung größerer Arbei⸗ 
ten weder Neigung noch Muße verſpürt. Das ſoll nämlich der Eindruck fein, 
den jetzt vorherrſchend die Plenarſizungen machen. — Ob gegen den Schluß des 
Laudstages etwas von der Idee einer allgemeinen Feſtlichkeit realiſirt werden wird, 
wie fie zu Anfangs beabſichtigt war, ſcheint dahin zu ſtehen. Die Aufpizien möch⸗ 
ten, wenn gleich aus andern Gründen, jetzt nicht minder ungünſtig ſein als früher. 

Berlin. — Das große Drama in dem Polenprozeß rückt feiner Entwik⸗ 
felung immer näher entgegen. Jetzt wird zunächſt, wie man hört, der Defenſions⸗ 
Punkt inſofern regulirt, daß die Wahl und Beſtellung von Vertheidigern erfolgt. 
Die meiften Defenſionen dürften jetzt den Juſtiz-Kommiſſarien Gall, Lewald und 
Volksmar zufallen, nachdem der Juſtiz-Kommiſſarius Licht wegen einer Badereiſe 
und der Juſtiz⸗Rath Dr. Straß wegen Krankheit viele ihnen ſchon übertragene 
Vertheidigungen in dieſer Sache haben ablehnen müſſen. — Wie ſchnell jetzt auch 
hier in Berlin größere Werke gedruckt werden, hat die Druckerel der Herren Mö- 
fer und Kühn fo eben bewieſen. Sie hat die Anklage des Staats-Anwalts in 
dem ſogenannten Polen⸗Prozeß, in Deutſcher und Polniſcher Sprache, zu N 
240 Druckbogen in der Zeit vom 11. Mai bis 15. (2) aut 38 
auf jeden Tag 7 Bogen kommen. — In dieſen Tagen ſah man wiederum einige 
Patrouillen die Sraßen durchziehen. Der Wollmarkt hatte nämlich ſtets eine 
große Anzahl brotloſer Arbeiter beſchäftigt, was in dieſem Jahre dadurch theil⸗ 
weiſe vereitelt wurde, daß die Regimenter eine ungewöhnlich große Anzahl Solda⸗ 
ten als Hülfsarbeiter ſtellten. Eine ſolche Konkurrenz glaubten die Lohnarbeiter 
nicht dulden zu müſſen und hatten Drohungen ausgeſtoßen, die aber frühzeitig 
vereitelt wurden. 

Nachdem die hieſigen Freimaurerlogen den Anfang damit gemacht, Bekenner 
des Jüdiſchen Glaubens in ihrer Mitte aufzunehmen, folgen jetzt dieſem Bei⸗ 
ſpiele der Toleranz auch die Leipziger Logen. Seit einigen Tagen erblickt man 
nämlich in dem Lokale der dortigen Freimaurer -Geſellſchaft den Namen eines Jü⸗ 
0 6 Studenten für die Ballotage ausgehängt; derſelbe iſt ſomit für zuläſſig 
erklärt. 

Königsberg, den 12. Juni. (Z. f. L. u. M.) Nach langem Hin⸗ und 
Herſchreiben iſt jetzt endlich gegen den Schuldirektor Dr. Sauter eine Disziplinar⸗ 
Unterſuchung wegen des Freiligrathſchen Gedichtes eingeleitet, das er bei der 
Rückkehr Walesrodes aus Graudenz in der Ehlers'ſchen Weinhandlung recitirte. 
Der Polizeichef hierſelbſt hat nicht nur deshalb, ſondern gegen ihn auch denunzirt, 
daß er früher Mitglied der Bürgergeſellſchaft, der frei- evangeliſchen Gemeinde, 
wie der ſtädtiſchen Reſſource war und reſp. noch iſt. 

Aus Weſtphalen. — Wohl nicht mit Unrecht hört man öfter Klagen 
über die ſchlechte Ausführung der Gemeindebauten. Nicht ſelten vernimmt man, 
daß eine noch im Bau begriffene Kirche oder Schule wieder eingeſtürzt iſt, oder 
wegen drohenden Einſturzes theilweiſe wieder abgebrochen werden mußte. Und 
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iſt dann ſolch ein Bau, der Jahrhunderten trotzen ſoll, wirklich fettig geworden, N 


ſo iſt nach zwanzig Jahren Alles ſchon aus den Fugen gewichen und verfallen, 
daß er wie eine Ruine erſcheint. Woher dieſe bedauerungswürdige Erſcheinung? 
Sie iſt lediglich Folge eines ganz verkehrten Prinzips des öffentlichen Ver⸗ 
dings an den erſten beſten Mindeſtfordernden. Wer es erlebt hat, welche 
Opfer in dieſen Terminen aus Brodneid, Privathaß oder, um überhaupt in die 
Kundſchaft zu kommen, gebracht worden, kann ſich von vorn herein für die Sache 
unmöglich Gutes verſprechen. Daß die nach den örtlichen Materialpreiſen genau 
berechneten, ſcharf revidirten und aufs Aeußerſte ermäßigten Baukoſtenanſchläge 
in den öffentlichen Verdingsterminen um ein Drittel herabgedrückt werden, iſt 
nichts Ungewöhnliches. Kommt es nun zur Ausführung, fo ſieht der Unterneh. 
mer bald, daß er nicht beſtehen kann, und nun wird mit Arbeit und Material 
aller mögliche Unterſchleif getrieben. Statt des Mörtels wird faſt nur Sand 
genommen, kantiges und ſplietfreies Holz und trockene Breter ſind zu theuer, halb⸗ 
gahre Steine, Ausſchuß, ſind die billigſten. Aus ſolchen elenden Materialien 
entſteht nun das Schulhaus ze. Soll der fertige Bau endlich zur Abnahme be⸗ 
ſichtigt werden, jo wird das Mangelhafte mit Lehm und Mörtel beſchmiert, mit 
Farbe beſtrichen und ſo gut wie möglich dem Auge verborgen. Nichtsdeſtoweniger 
wird doch noch Manches entdeckt. Was iſt zu thun? Schon ſeit fünf Jahren 
wartet die Gemeinde mit Ungeduld auf die Vollendung des Gebäudes. Endlich 
ſteht es da; zwar wie ein ſchwindſüchtiger Jüngling, dem man ſchon ſein nahes 
Ende anfieht; man kann es aber doch nicht wieder niederreißen und nochmals drei 
oder fünf Jahre warten. Daher bringt der revidirende Baubeamte einige hundert 
Thaler für verdingswidriges Material und vorſchriftswidrige Arbeit in Abzug und 
— das Gebäude bleibt ſtehen, — ſo lange es kann. Zwar hat die Gemeinde 
augenblicklich durch den Verding und durch den Abzug 5- oder 800 Thaler erſpatt, 
aber in wie kurzer Zeit dieſe Sparſamkeit ihre bittern Früchte trägt, iſt vielen 
Weſtphäliſchen Gemeinden bekannt geworden. Daher muß ein ſolches verberbli⸗ 
ches Prinzip aufgegeben, und müſſen die Gemeindebauten nur qualifizirten, zus 
verläſſigen Männern für die Koſtenanſchläge, ohne Verding, zur Ausführung 
übergeben werden. Dies iſt das einzige Mittel, wieder zu ſoliden Gemeindebau⸗ 
ten zu gelangen. Die in Rede ſtehenden Verdinge werden aber öfters nicht nur 
einer Gemeinde allein, ſondern dem Publiko überhaupt höchſt nachtheilig. Ein 
Chauſſeebauunternehmer bemerkt z. B. bei der Ausführung, daß er bei ⸗ der gerin⸗ 
gen Summe, wofür er den Bau unternommen, den bitterſten Schaden leiden 
muß. Er beeilt ſich alſo keineswegs mit ſeiner Arbeit, ſondern experimentirt nun 
auf alle mögliche Weiſe, um ſeinem Schickſal zu entgehen, wodurch die Voll⸗ 
endung eines ſolchen Baues ſich dann öfters zum größten Verdruß und Nachtheil 
des Publitums Jahre lang und zum empfindlichſten Schaden der Gemeinde hinzieht. 
Münſter den 15. Juni. Wie man aus dem Kreiſe Ayans hierher ſchreibt, 
hat man dort gegen Ende voriger Woche auf einer Strecke von 24 Stunden auf 
ſaſt allen Roggenfeldern die untern Blätter der Halme welk, viele bereits auch 
mit Pilzen bedeckt gefunden, während noch einige Tage vorher die Roggenfelder 
überall im üppigſten Grün prangten. Für die Entſtehung dieſer plötzlichen Er⸗ 
ſcheinung werden von den Laudleuten verſchiedenartige Wirkungen angegeben. 
Einige glauben, der Moorrauch (von dem jährlich ſechs Wochen lang anhaltenden 
Abbrande der bedeutenden Moorflächen im Niederſtift im Oldenburgiſchen herrüh⸗ 
tend), welcher in der Nacht vom 1. auf den 2. d. M. mit einem feuchten Nebel 
niedergeſchlagen ſei, habe die Krankheit veranlaßt; Andere ſchreiben ſie dem Froſte 
oder der kalten Nacht vom 3. auf den 4. d. M. zu. Welches auch die Urſachen 
der erwähnten Erſcheinung ſein mögen, ſa glaubt man doch nicht, daß ſie eine 
weſentliche Schmälerung der in Ausſicht geſtellten guten Ernte herbeiführen werde. 
Dieſe wird ſehr dringend erwartet, denn trotz des aller Orten ſtattfindenden Fal⸗ 
lens der Getreidepreiſe, erhalten fie ſich hier fortwährend auf ihrer alten Höhe, 
ſo daß der Malter Roggen noch immer 30 Thlr. koſtet. s 
Münſter den 17. Juni. Sicherem Vernehmen nach iſt die anfänglich auf 
den 24. d. feſtgeſtellte Wahl eines neuen Biſchofs für die Diözefe Münſter bis 
zum 1. Juli ausgeſetzt worden und wird die feierliche Auffahrt des Königl. Kom⸗ 
miſſairs, Grafen von Landsberg⸗Gehmen Behufs Ueberreichung feiner Kreditive 


an das hochwürdige Domkapitel am 30. d. ſiatthaben. (Weſtf. M. 
Ausland. 
F 


Vom Rhein. — Man blickt von Seiten der größern Kabinette mit eini⸗ 
ger Beſorgniß auf die Zuſtände der Schweiz, da, im Fall die Tagſatzung die 
Vertreibung der Jeſuiten und die Auflöſung des Sonderbundes dekretirt, ein ſol⸗ 
cher Beſchluß nicht ohne Widerſtand von Seiten der davon getroffenen Kantone 
in Vollzug geſetzt werden könnte, So viel man aus den hier eingegangenen Be- 
richten entnimmt, ſcheinen die drei konſervativen Höfe entſchloſſen, den Zuſam⸗ 
menſtoß der Parteien und den Ausbruch eines Bürgerkriegs in der Schweiz um 
jeden Preis, und wäre dieſer ſeloſt eine bewaffnete Einſchreitung, zu verhindern. 
Minder zuverläſſig und entſchieden ſcheinen in dieſer Hinſicht die Anſichten Frank⸗ 
reichs zu ſein. Der häufige Kurierwechſel, der gegenwärtig zwiſchen Paris und 
den Hauptftäbten des Oſtens stattfindet, wird den wachſelſeitigen Kommunlkationen 
über dieſen Gegenſtand zugeſchrieben. Zwar iſt früher ſchon berichtet worden, 
daß die vier Kontinentalmächte über des in Bezug auf die Schweiz zu beobachtende 
Gefapıen im Allgemeinen übereinſtimmen; es ſcheinen jedoch in der letzten Zeit 
einige Zweifel entſtanden zu ſein, ob nicht Frankreich bei Anwendung aͤußerſter 


Maßnahmen in gewiſſen Fällen von der Anſicht der drei andern Kabinette abwei- 
chen möchte. Auf jeden Fall dürfte man mit Recht auf die Beſonnenheit der 
Schweiz bauen, und wir glauben annehmen zu können, daß dieſe die Ungunſt des 


Augenblicks zu ſolchen Unternehmungen rechtzeitig erkennen wird. (A. A. 3.) 
Aus dem Baieriſchen Hochgebirge Juni. Nachdem wir 


einen jo warmen und herrlichen Mai verlebt, wie er alle zehn Jahte kaum einmal 
in unſeren Thälern und Schluchten ſich offenbart, iſt unſere Gebirgswelt in letzter 
Woche von neuen Schneemaſſen überſchüttet worden, wie man fie in dieſer Jah⸗ 
reszeit nimmer hätte erwarten ſollen. Eine fenftige AR welche die Leute zum 
Beheizen ihrer Wohnungen wie mitten im di nöthigee „war die natürliche 
Folge dieſer plötzlich eingetretenen Temperatur⸗ aktion gen die frühere, ſo un⸗ 
gewöhnlich ſchöne und anhaltende Witterung. Glücklicherweiſe hat dieſer Wechſel 
den Saaten nur inſofern einigen Abbruch gethan, als deren Wachsthum ſich nicht 
in demſelben Verhältniß fortentwickeln konnte, wie in den alle Vegetation in fo 
wunderbarer Weiſe begünftigenden Tagen des Mai. Nun aber ſcheint die naßkalte 
Witterung ſelbſt auch ſchou ihr Ende erreicht zu haben, denn ſeit heute früh hat 
der Himmel wieder eine freundlichere Geſtalt angenommen und von allen Seiten 
dringen wieder wärmere Lüfte in unſere Berge herein. Seit Jahrzehnten haben 
bei uns die Futterkräuter nicht fo üppig geſtanden wie in dieſem Jahre, ein glück⸗ 
licher Umſtand, der bei der ſtark betriebenen Viehzucht unſerer Gegend von nam⸗ 
hafter Bedeutung für das Wohlbefinden der Einwohner iſt. 

Stuttgart, den 17. Juni. Bekanntlich war in Folge der Stuttgar⸗ 
tet Ereigniſſe in Betreff des von dem Militair beobachteten Verfahrens eine 
Beſchwerdeſchrift eingegeben worden. Man hat derſelben eine geſetzwidrige Ab⸗ 
ſicht untergelegt, die Unterzeichner als Unruheſtifter der öffentlichen Meinung de⸗ 
unncirt und ſtrenge Maßnahmen gegen dieſelben in Ausſicht geſtellt. Zu Denje⸗ 
nigen, die darunter zu leiden haben, gehört auch ein Preuße, ein genialer Hiſto⸗ 
rienmaler, der ſich hier aufhält, durch feine geiſtreichen Compoſitionen für das 
Wielandzimmer im Schloſſe zu Weimar der Kunſtwelt bekannt iſt und zu den 
ſchönſten Hoffnungen für die Zukunft Deutſcher Kunſt berechtigt. Das Gerücht, 
daß ſeine Ausweiſung aus Württemberg beabſichtigt werde, hat beſonnene und 
intelligente Männer um jo überrafchender betroffen, als ſich gerade die Württem⸗ 
bergiſche Kammer in ſchärfſter Weiſe über Ausweiſungen aus andern Staaten aus⸗ 
geſprochen hat, und als die Maßregel in dieſem Fall einen Mann ttifft, der ſich 
gewiß nur von dem Eifer allgemeiner Humanität zu dieſer Demonstration hinleiten 
ließ, aber weder auf perfönliche politiſche Bedeutung Anſpruch macht noch ſonſt 
ſeiner bürgerlichen Stellung und ſeinem Berufe nach ein polltiſches Gewicht aus⸗ 
zuüben vermochte. 

Frankfurt a. M., den 18. Juni. Der Großfürſt und ſeine Gemahlin 
werben ſchon in tommender Woche ihren Aufenthalt auf dem in der Nähe von 
Darmſtadt gelegenen reizenden Schloſſe Jugenheim, an der Bergstraße, nehmen. 
Die Großfürſtin wird den Sommer über daſelbſt verweilen, während, wie es 
heißt, ihr Gemahl anf einige Wochen das Bad Kiſſingen beſuchen und auch einige 
weitere Ausflüge unternehmen wird. Es heißt jetzt, der Kaiſer von Rußland 
werde in dieſem Sommer nicht nach Deutſchland kommen. Die Gerüchte von 
fortwährendem Unwohlwſein des Kaiſers ſollen ungegründet ſein. 

Wie eine norddeutſche Zeitung berichtet, iſt im Königreiche Hannover für 
dieſes Jahr das Moorbrennen auf Befehl der Behörden eingeſtellt worden. 

Oe ſt e ter e 1 . l 

Wien den 18. Juni. Se. Maj. der Kaiſer hat dem Direktor der beiden 
Theater an der Wien und in der Joſephſtadt, Pokorn 9, der ſich nicht in den 
beſten Umſtänden befinden ſoll und dem auch das Gaſtſpiel der Lind nicht aufhelfen 
konnte, 20,000 Gulden geſchenkt. Das Anerbieten der Vorausbezahlung der 
Hofloge auf drei Jahr (jährlich 3500 Gld.) hat Hr. Pokorny abgelehnt. 

Die Wittwe Napoleons, die Kaiſetin Maria Louiſe, Herzogin von 
Parma, lud kürzlich den Herzog und die Herzogin von Bordeaux zu 
ſich nach Reggio zum Frühſtück, und begab ſich dann mit ihnen nach Parma, wo 
ſie ſelbſt dem Herzog die Militaitanſtalten und Befeſtigungen zeigte. 

Aus Krakau meldet man, daß in Folge des plötzlichen Steigens der Weich⸗ 
ſel, die niederen Stadttheile unter Waſſer ſtanden. — Kroatiſch⸗Eisgrub iſt big 
auf 4 Gebäude in Flammen aufgegangen. 

Frankreich. b 

Paris, den 16. Juni. Ein Amendement des Grafen Blonvens zu dem 
Geſetz⸗Entwurf über die Ärztliche Studien- Garriere und Praxis, welches zwei 
Klaſſen von Aerzten, für Stadt und Land, einführen wollte, iſt von der Palrs⸗ 
Kammer mit 78 gegen 58 Stimmen verworfen worden. Vorgeſtern wurden noch 
ein paar andere Amendements ebenfalls verworfen und ie drei erſten Pa⸗ 
ragraphen des erſten Artikels, welcher deren vier hat, angenommen, der vierte 
aber noch einmal an die Kommiſſion zurückverwieſen. „Wenn die Berathung in 
dieſem Schritt fortgeht“, fragt das Journal des Débats, „wird man dann 
wohl in dieſem Jahr damit zu Ende kommen?“? 

Das Journal des Döbats veröffentlicht heute die geſtern der Deputirten⸗ 
Kammer vorgelegten diplomatiſchen Aktenſtücke über die Intervention in Portugal. 
Sie beginnen mit einer Depeſche des Herrn Guizot an den Franzöſtſchen Geſchäftg⸗ 
träger in Liſſabon, Herrn Forth⸗Rouen, vom 26. Ottober 1846, and ſchlie⸗ 
ßen mit einer Depeſche deſſelben Miniſters an den dortigen Fran öſiſchen Geſand⸗ 
ten, Baron von Varennes, vom 26. Mai d. J. In dieſer lezten werden die 
Punkte der Intervention auseinandergeſetzt und als deren Zwe⸗ 2 % 
Aufhören des Bürgerkrieges in Portugal unter Bedingungen herbeizuführen, die 


— 
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auf der Würde und den conſtitutionellen Rechten der Krone gebührende Achtung 
gegründet und zugleich dazu geeignet wären, die Freiheiten der Nation zu ſichern.“ 
Ueber die Mitwirkung Frankreichs werden dem Geſandten Inſtruktionen ertheilt. 

Der Franzöſiſchen Oppoſitionspreſſe zufolge, hat Lord Palmerſton durch die 
Portugleſiſche Intervention das Voͤlterrecht verletzt, aber ihm ſtehe doch wenigſtens 
feinem Lande gegenüber die Rechtfertiguag zur Seite, daß deſſen Intereſſen wahr⸗ 
genommen ſeien, weil ſonſt Portugal von einer Intervention ohne Englands Mit⸗ 
wirkung, nämlich blos von Seiten Frankreichs und Spaniens, bedroht geweſen 
wäre; wogegen Herr Guizot nichts zur Vertheidigung feines Einſchreiteus anfüh⸗ 
ren könne, denn hätte Fraukreich nicht Miene gemacht, zu interveniren, ſo würde 
auch England dies nicht gethan haben, da Lord Palmerſion ſtarke Zweifel darüber 
gehabt, ob ein casus foederis vorliege und ob nicht der Quadrupel⸗Traktat feine 
Kraft verloren. 

Die Kommiſſion des Pairshofes in dem Prozeß gegen General Cubières hat 
wieder eine Sitzung gehalten und abermals Herrn Teſte vernommen. Renouard, 
der Berichterſtatter der Kommiſſion, hat ſeine Arbeit vollendet, und dieſelbe iſt 
bereits in die Königliche Druckerei gegeben, um dort ſo raſch als möglich beför⸗ 
dert zu werden. Nächſten Montag wird dieſer Bericht in der Pairs⸗Kammer ver⸗ 
leſen und an die Mitglieder vertheilt werden. 

Auch in verſchiedenen Provinzialſtädten ſind Hausſuchungen angeſtellt worden, 
weil man dem Grafen von Montemolin auf die Spur zu kommen dachte, aber 
ebenfalls ohne Erfolg. 

Marſchall Bugeaud iſt am Sten d. am Bord des „Kamäleon“ in Cette ein: 
getroffen und am folgenden Tage von da nach Tonloufe gereift. 

Man glaubt, daß Marſchall Bugeaud ohne Aufenthalt nach Paris kommen 
wird. Bei dem Beſuch des Prinzen von Joinville in Algier ſoll zwiſchem dieſem 
und dem Marſchall eine ſehr heftige Scene ſtattgefunden haben und nach derſelben 
der Prinz ſichtlich verſtimmt an Bord ſeines Schiffes zurückgekehrt, der Marſchall 
aber in der aufgeregteſten Stimmung zurückgeblieben ſein. Marſchall Bugeand 
hat auch an die Civilbevoͤlkerung Algeriens eine Abſchiedsproklomation erlaſſen. 

Der Herzog von Nemours wird gegen Ende dieſes Monats nach dem Pyre⸗ 
näenbade Barges reifen und vorher noch einem militairiſchen Feſte beiwohnen, 
welches unter feinen Offizieren auf dem Marsfelde ſtattfinden folk Prinz Join. 
ville hat am 7 ten d. von Algier einen Ausflug nach dem Süden der Kolonie um. 
ternommen. Die Kolonne, welche von der Garniſon der Stadt Algier an der 
Expedition nach Kabylien Theil genommen hatte, wurde am 1 0ten dort zurück er- 

wartet. a 
g Die ultramontanen und legitimiſtiſchen Blätter greifen auch Herrn Guizot 
wegen der freiheitsmörderiſchen Intervention in Portugal an, und zu⸗ 
gleich hoffen ſie, daß Frankreich es nicht bei der geſchriebenen Rede des Herrn 
85 le-Comte laſſen, ſoudern energiſche Maßregeln treffen werde, um nöthigen 
Falls den Sonderbund und die Jeſuiten zu vertheidigen!! 

Der Coutrier fran eais will wiſſen, daß in der Deputirtenkammer dem⸗ 
nächſt Juterpellationen über die Angelegenheiten der Schweiz vorkommen werden. 

Der Moniteur veröffentlicht heute das Geſetz, welches die Bank von Frank⸗ 
reich ermächtigt, hinfort auch Noten zu 200 Frs. auszugeben. ' 

Es heißt, Lord Holland werde an Lord Normanby's Stelle als Engliſcher 
Botſchafter hierher kommen. b 

Herr Guizot hat geſtern in der Deputirten⸗Kammer auf die Interpellation des 
Herrn Cremieux über die Intervention in Portugal erwiedert, daß, wenn auch 
das Verfahren der Königin Donna Maria ſehr tadelnswerth ſein möchte, die 
Franzöſiſche Regierung geglaubt habe, es liege hier ein Fall vor, auf welchen der 
Quadrupel-Allianz⸗ Traktat anzuwenden ſei, da man allen Grund gehabt, zu 
fuͤrchten, Dom Miguel könnte mit den Juſurgenten gemeinſchaftliche Sache ma⸗ 
chen, und auch Spaniens Wohlfahrt durch die Fortdauer des Kampfes in Por- 
tugal gelitten haben würde; deshalb habe man die Geltendmachung der Beſtim⸗ 
mungen des Quadrupel ⸗Traktats empfohlen. Dieſe Erklärung war das Haupt⸗ 
Reſultat, zu dem die Interpellation führte, denn obgleich Odilon Barrot nach der 
Rede des Miniſters noch gegen die Politik der Regierung auftrat, ließ die Kam⸗ 
mer doch die Sache dann fallen und ſchritt zur Tagesordnung. 

In Bezug auf die Petition Jerome Bonaparte's hat die Pairs Kammer ſich 
dem Gutachten ihrer Kommiſſion angeſchloſſen und ſich neutral in der Frage ge⸗ 
halten, von der Anſicht ausgehend, daß dies eine Sache jei, in welcher die Iui⸗ 
tiative allein der Regierung zuſtehe. Die Petition wurde daher blos an dae Aus⸗ 
kunſts⸗Büreau verwieſen, womit fie beſeitigt iſt. 

Der Franzöſiſche Geſchäftsträger in St. Petersburg, Graf von Rayneval, iſt 
fo eben in Paris angekommen. Die Union monarchique will willen, der⸗ 
ſelbe ſei mit vertraulichen Aufklärungen über die wahre Geſinnung der Ruſſiſchen 
gegen die Franzoͤſiſche Regierung beauftragt. 

Ein großes Haus in Marſeille hat Mh in Folge des ſtarken Sinkens der Ge⸗ 
treide⸗Preiſe gendthigt geſehen, ſeine Zahlungen einzuftellen. Ein bedeutendes 
Haus in Lyon iſt ebenfalls durch ſeine Getreide⸗Speculatianen zum Sturz gebracht. 

Spanien. 
Madrid, den 9. Juni. Die Spaniſchen Truppen haben den Feldzug in 
Portugal eröffnet, wie wit aus der Gaceta von heute erſehen. 
er General- Capitain von Galicien befahl in Folge der ihm zugegangenen 
Vorſchriften am Zten, 4 Compagnieen unter den Befehlen des Brigabierd Fuenta 
Pita die Beſatzung der Portugieſiſchen Grenzfeſtung Valenza am Minho zu ver⸗ 
ſtärten Sobald bieſe Wuppen dort anlangten, zogen die Inſurgenten, welcht 


den Platz blokirten, ſich zurück. Der General ⸗Capitain von Galicien verfügte 
ſich darauf ſelbſt nach Valenza und ließ, im Einverſtändniß mit den dortigen Be⸗ 
hörden, durch die vier Spaniſchen Compagnieen und eine Portugieſiſche die Um⸗ 
gegend retognosziren, während der Spaniſche Brigadier Lerſundi mit 5 anderen 
Compagnieen feines: Regiments eine andere Richtung einſchlug, um den Inſur⸗ 
genten in die Flanke zu fallen. Dieſe eröffneten ein heftiges Feuer auf die Kolonne 
des Brigadiers Fuenta Pita und zogen ſich dann auf Villanova und Aras zurück. 
Der General⸗Capitain kam in Perſon mit 4 Compagnieen des Regiments „Ame⸗ 
rika“ herbei und bemächtigte ſich des Dorfes Aras, in welches auch Fuenta Pita 
eindrang. Hier wurde das Gefecht abgebrochen. Der Brigadier Lerſundi langte 
mit ſeiner Mannſchaft zu ſpät an, um an dem Gefechte Theil nehmen zu können. 
Die Spanier machten 5 Offiziere und 31 Soldaten zu Gefangenen und hatten einen 
Verluſt von 3 Todten (worunter 2 Portugieſen) und 9 Verwundeten. Die In⸗ 
ſurgenten ließen 13 Todte und 1 Verwundeten zurück, ſammelten ſich während 
der Nacht des Sten in Villanova und wandten ſich von dort nach Caminha an der 
Mündung des Minho. 

Ein anderes Spaniſches Truppen⸗Corps ſoll von Verin (Galicien) aus in 
Tras os Montes einrücken und die dortigen Inſurgenten unterwerfen. 

Es läßt ſich indeſſen wohl annehmen, daß die bewaffnete Intervention Spa⸗ 
niens bald überflüſſig werden wird, ſeitdem die 3000 Mann, welche am 31ſten 
Mai unter Das Antas' Befehlen von Porto aus unter Segel gingen, in die Ge⸗ 
walt des Engliſchen Geſchwaders fielen. Dieſe Mannſchaft war nur auf einen 
Tag mit Lebensmitteln verſehen, und Das Antas überlieferte ſich den Engländern 
auf die erſte Aufforderung. Vermuthlich hatte er in dieſer Abſicht, weil er jeden 
längeren Widerſtand für unrathſam hielt, Porto mit ſeinen Truppen verlaſſen. 

f Portugal. 

Nach Berichten aus Madrid vom 11. d. M. ſollen in Oporto — das 
Datum iſt nicht angegeben — ſämmtliche Engländer ermordet worden fein. Hof⸗ 
fentlich wird ſich die Nachricht indeß nicht beſtätigen, obwohl ſich begreifen läßt, 
daß im Volke, nachdem die Engliſche Flotille die Schiffe und Truppen der Junta 
aufgefangen, große Erbitterung gegen England herrſcht. 

Großbritannien und Irland. 

London, den 12. Juni. Die feierliche Inſtallation des Prinzen Albrecht 
als Kanzler der Univerfität Cambridge wird am 5. Juli ftattfinden und auch die 
Königin derſelben beiwohnen. 5 

Die Morning Chroniele meldet, daß in einer vorgeſtern bei Lord Stan⸗ 
ley abgehaltenen Verſammlung ein dem Miniſterium in Bezug auf die Portugie⸗ 
ſiſche Interventions⸗Angelegenheit günſtiger Beſchluß gefaßt worden fei. 

Nach dem Morning Advertiſer ſoll die Auflöſfung des Parlaments ſchon 
am 8. Juli erfolgen. Daſſelbe würde dann ziemlich volle ſechs Jahre beiſammen 
geweſen ſein, da es im Auguſt 1841 bekanntlich berufen wurde. Die Times 
bemerken, daß es das längſte dieſes Jahrhunderts iſt. 8 

ER ET SEE RP 

Livorno den 9. Juni. Geſtern find hier 72 Ladungen Getreide aus dem 
ſchwarzen Meere und Aegypten und heute 18 Ladungen eingetroffen, welche zu⸗ 
ſammen über 450,000 Säcke Getreide bringen. An einem Tage ſind noch nie 
ſo viele Schiffe angekommen, ſo lange Livorno ſteht. Weitere Zufuhren werden 
ſtündlich erwartet. In der Maremma hat die Ernte begonnen; hier nimmt ſte 
in ungefähr vierzehn Tagen ihren Anfang, denn Alles iſt dieſes Jahr früher. 


Vermiſchte Nachrichten. 

Es iſt nicht zu leugnen, daß die Verwaltung des Armenweſens noch maunig⸗ 
fachen Uebelſtänden und Mißgriffen unterliegt, ungeachtet die damit betrauten Be⸗ 
amten großen Theils den beſten Willen zeigen. Die Beurtheilung der nach Alter, 
Geſchlecht, Stand, Familienverhältniß und Oertlichkeit Höchft verſchiedenen Armuths⸗ 
klaſſen iſt mit vielen Schwierigkeiten verbunden; hierzu kommt, daß die geſetzli⸗ 
chen Vorſchriften nicht überall gekannt, oft aber auch in ungeeigneter und verfehl⸗ 
ter Weiſe exekutirt werden. Daher iſt ein praktiſcher Leitfaden für Ortsbehöoͤrben, 
Gutsherrſchaften, Beamte ꝛc. recht an der Zeit; ein ſolcher liegt uns unter dem 
Titel vor: „Die Verwaltung des Armenweſens nach der neueſten Preußi⸗ 
ſchen Geſetzgebung. Von Friedr. Wilh. Günther, Polizei-Rath zu Stolberg 
am Harz. (Nordhausen, 1847. Verlag von Adolph Büchting.)“ Das kleine 
Werk, im Preiſe von 74 Sgr., umfaßt alle in dieſes Fach einſchlagenden gefetzli⸗ 
chen Vorſchriften in 72 Paragraphen in 10 Abtheilungen: 1) Beamte für die 
Armenverwaltung; 2) Welchen Perſonen Unterſtützung zu gewähren? 3) Wie 
viele Unterſtützungen? 4) Verfahren bei Arbeitsſcheuen und Arbeitslohn; 5) Be⸗ 
ſchaffung der Mittel, welche die Armenpflege erfordert; 6) Von der Wiedererſtat⸗ 
tung der für die Verpflegung der Armen aufgewandten Koſten; 7) Verfahren bei 
Streitigkeiten über die Armenpflege; 8) Innere Einrichtung der Armen⸗Haͤuſer 
und Hausordnung; I) Vermögens verwaltung der Armenkaſſe; 10) Ober⸗Auf⸗ 
ſichtsrecht und Reviſton. 

Breslau, den 20. Juni. Der Waſſerſtand in der Ober hat eine Höhe er⸗ 


reicht, die wenigſtens in der jetzigen Jahreszeit noch nicht da geweſen iſt. Seit 


geſtern Abend iſt das Waſſer zwar um einige Zoll im Oberwaſſer abgeſallen, 
wahrſcheinlich aber nur in Folge eines großen Dammbruches oberwärts. Es iſt 
nämlich bei Grüneiche der Damm zwiſchen der Hertelſchen Kalkſcheuer und dem 
Kaffeehauſe geſprungen, und von der Gewalt des Waſſers in einer Länge von et⸗ 
wa 300 Fuß gänzlich weggeriſſen. Der Strom ergießt ſich dort mit furchtbare 
Macht über die Grüneicher und Scheidniger Felder, nach der alten Oder zu, und 
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ganz Scheidnig und deſſen Umgebung ſteht unter Waſſer. Das ganze Inundia⸗ 
tionsterrain iſt viele Meilen zu beiden Seiten der Oder überſchwemmt, und wird 
die als geſegnet in Ausſicht ſtehende Ernte durch das entfeſſelte Element vernichtet. 
Im Unterwaſſer hat wahrſcheinlich in Folge der Stauung durch das Waſſer in der 
alten Oder eine ſehr ſtarke Steigung flattgefunden. Zu den Uebelſtänden, die 
hieraus erwachſen, tritt auch noch der, daß am hieſigen Orte die ſämmtlichen 
Mühlen feit mehreren Tagen und noch auf einige Tage durch das Hochwaſſer au⸗ 
ßer Thätigkeit geſetzt ſind. Gebe Gott, daß es bald anders werde. Noch gegen⸗ 
wärtig befindet ſich der Damm von den Waſchteichen nach der alten Oder in der 
dringendſten Gefahr. Gegen 150 Arbeiter ſind beſchäftigt ihn zu ſchützen. Es 
iſt aber ſehr zweifelhaft, ob er erhalten werden wird. Sollte auch dieſer Damm 
brechen, jo würde die ganze Odervorſtadt überſchwemmt werden. 

Köln. Großes Aufſehen macht in dieſem Augenblick die plötzliche Entfer⸗ 
nung eines hieſigen Notars, der ſich in ſeiner Praxis eines ſehr ausgedehnten 
Vertrauens erfreute. Bereits hat das Gericht in ſeiner Amtswohnung die Siegel 
anlegen laſſen; man ſpricht von einem Defizit, welches die enorme Summe von 
200,000 Tylr. erreichen dürfte. Fehlgeſchlagene, weit über die eigenen Kräfte 
hinausgehende Spekulationen in ſogenannten Quadratfüßen ſollen den Mann ſei⸗ 


nem Unglück entgegengeführt haben und die eigene eben ſo achtbare wie nunmehr 
ſo beklagenswerthe Familie partizipirt, wie man ſagt, dabei mit einer anſehnlichen 
Verluſtſumme. 

Der Kommerzien⸗Rath Maſon in Memel giebt feinen Arbeitern den Lohn 
nicht mehr Sonnabends, ſondern Mittwochs, und nicht mehr an die Männer, ſon⸗ 
dern an deren Frauen und Angehörige. Er will dadurch die Völlerei beſchränken. 
Herr Maſon ſetzt alſo voraus, daß die Männer der Arbeit ſämmtlich unter dem 
Pantoffel ftehen. — Dr. Gottſchall empfiehlt in der Königsb. Ztg. die Ge⸗ 
dichte eines Königsberger Poeten, Namens Wolf. — Das Schweibniger „Kreis⸗ 
blatt“ enthält einen Steckbrief gegen den Literaten Fr. Crüger aus Königsberg, 
welcher nach Brüſſel geflüchtet iſt, wo er fortgeſetzt die boshafteſten und feindlich⸗ 
ſten Artikel gegen die Preuß. Regierung durch die „Brüſſeler Zeitung“ verbreitet. 

Seit Eröffnung der Pferdeſchlächterei in Berlin find in den erſten acht 
Tagen bereits etwa 100 Lentner Fleiſch abgeſetzt worden. Das Inſtitut ſoll 
einer geregeltern Ordnung unterworfen und die Schlächterei mit einer großartigen 
Mäſtung verbunden werden. Man berechnet, daß im Preußiſchen Staat allein 


jährlich 150,000 Centner des beſten, geſundeſten Pferdefleiſches unverwerthet 
den Abdeckereien anheimfallen. 


Geſtern früh 7 Uhr ſtarb unſer Paul, 24 Jahr 


D. Mönnich, pr. Zahnarzt, Schloßſtr. No. 2. 


Lofalveranderung. 


Die Verlegung meines Deſtillations- und Schank⸗ 
Geſchäfts von Walliſchei No. 1. nach der Wronker⸗ 
Straße No. 3. zeige ich einem geehrten Publikum 
mit der ergebenſten Bitte an, das mir bisher ge— 
ſchenkte Vertrauen auch ferner bewahren zu wollen, 
und verſpreche ich gleichzeitig bei Zuſicherung des be⸗ 
ſten Fabrikats die prompteſte und reellſte Bedienung. 
Poſen, den 22. Juni 1847. 
Iſidor Bernſtein. 
2. ©0060. 
in Berlin Spandauerſtraße 54, 

zur Meſſe in Frankfurt a/ O. Gr. Scharnftraße 40., 
empfiehlt fein Lager in baumwollenen und wollenen 
Strickgarnen, Nähgarnen, einfachen wollenen und 
baumwollenen Garnen für Poſamentiere, Türkiſch⸗ 
rothen und anderen gefärbten, gebleichten und rohen 
Garnen für Weberei. Die Geſchäftsſtörung, welche 
das im März in meiner Färberei ſtattgehabte Brand⸗ 
Unglück verurſachte, iſt längſt beſeitigt. 


Engl. Stahlſchreibfedern von Bein⸗ 
hauen, während des biefigen Marktes 
en gros und en detail, in 180 verſchie⸗ 
denen Sorten, fein geſpitzt und ganz ſtumpf, für 
jede Hand und auf jedes Papier paſſend, ohne in 
daſſelbe einzuſchnetden oder damit hängen zu bleiben. 
Das Gros (12 Dußzend) von 4 Sgr. an. Alle Sor⸗ 
ten Stahlfederhalter à Dutzend von 1 Sgr. an, ſind 
dieſen Markt über zu haben. 

Der Stand iſt bei der Fontaine von der 
Waſſerſtraße herein. 

NB. Der Verkauf dauert nur einige Tage. 


— — 


Theodor Schiff, 


arkt 47., empfiehlt zu Fabrikpreiſen alle Sorten 
85 Leinwand u. fertige Wäſche der beſten Qualtät. 


Judenſtraßte No. 87/343, find jofort zwei 


Keller, mit Eingang von der Straß , zu Nieder⸗ 
lagen zu vermiethen. 


3 
3 
3 


wollen ſich recht bald bei der unterzeichneten 
Direktion melden. 
Poſen, den 21. Juni 1847. 
Die Direktion des geſelligen 
Vereins. 


Ein unverheiratheter Inſpektor und ein Forſibe⸗ 
amte, der Polniſchen und Deutſchen Sprache mäch⸗ 


tig, welche bereits ſeit einer Reihe von Jahren be⸗ 


deutende Güter und Forſten verwalteten, und mit 
den beſten Zeugniſſen und Empfehlungen verſehen, 
wünſchen in ihrem Fache ein baldiges Engagement. 

Nähere Auskunft hierüber ertheilt 

die Haupt⸗Güter⸗Agentur, 
Comptoir: Waſſerſtraße Nro. 14. 

Ein unverheiratheter Secretair und Rendant, 

welcher der Polniſchen wie der Deutſchen Sprache 


mündlich und ſchriſtlich mächtig iſt, findet ſogleich 


eine Anſtellung mit einem jährlichen Einkommen 
von 150 Rthlr. und freier Station in der Nähe von 
Poſen. 

Die Expedition dieſer Zeitung nimmt eigenhän⸗ 
dige, in beiden Sprachen verfaßte Anerbietungen 
nebſt Attefte unter der Bezeichnung M. A. bis zum 
26ſten d. M. in Empfang. 


Ein Vorwerk, 2 Meilen von Poſen belegen, mit 
einem Areal von 406 Morgen und ſämmtlichem In⸗ 
ventarium, iſt zu jeder Zeit aus freier Hand unter 
billigen Bedingungen zu verkaufen. — Die nähere 
Auskunft ertheilt der Commiſſtonair Mendel Ra⸗ 
dziejewski im Hotel à la ville de Rome, Bres⸗ 
lauerſtraße No. 16. 


Bis zum 6ten Juli d. J. werde ich zu 


| Chelmno bei Pinne wegen Veränderung des 


Wohnorts ſämmtliche drei- und zweijährige Stähre 
zur Hälfte des Preiſes, die Jährlingsböcke aber zum 
Preiſe der gewöhnlichen Schaafe verkaufen. 

M. von Radons ki. 


Dar Wetzſteine offeriren bei Abnahme von 
mindeßens ee a 224 Sgt. pe. Schock 
D. L. Lubenau Wwe. & Sohn 
mg in Poſen. 


In meinem Haufe alten Markt Ne. 82. iſt von 


2 = 7 
alt, nach 14wöchentlichen Leiden. Verwandten und 85 8 Michaeli d. J. an eine Bäckerei nebſt Wohnung, 
Freunden dieſe Anzeige, mit der Bitte um ſtilles er = N ſo wie auch eine Stelle vorn am Markte an demſelben 
Beileid. 5 H. Bielefeld und Frau. 7D — un: = Hauſe zum Verkauf der Backwaaren zu vermiethen. 
— G a — 2 Die Bäckerei hat einen Eingang vom Markte und 
Aus dem fo eben erſchienenen Nechenſchaftsberichte S 2 2 EFS einen von der Schlohſtraße; dieſelbe eriſtirt ſchon feit 
der 2 2. ©: 4 2 3 33 Jahren hintereinander. Auch find bei mir von 
Lebensverſicherungsbank f. D. in Gotha, 2 = 8 5 HS = Zobanni an noch einige andere Wohnungen zu 
für 1846 geht, neben anderen ſehr befriedigenden Er⸗ so 2 fe) x * e e 22. Juni 1847 
gebniſſen hervor, daß in jenem Jahre 353,900 Thlr. E — = — ee 1 Den „B. Goldberg. 
an die Erben von 221 geſtorbenen Mitgliedern ver⸗ u. = = 4 — e e Be, 
gütet wurden, und daß ſich bei einer Jahreseinnah⸗ — a = 3 
me von 974,876 Thalern* ein reiner an die Verſi⸗ 5 & 2 N > = 2 Wee W Auch ind 
cherten zu vertheilender Ueberſchuß von 242,162 aa 5 an ch Gelaß, auch Garten, vom Iften Oktober ab beziehe 
Thlen. ergab. Die Zahl der Verſicherten iſt auf 322 Ha 2 er bar, zu vermiethen. Näheres hierüber ertheilt der 
14,126 Perſonen, die Verſicherungs⸗Summe auf 25 ER pP 2 * Taubert auf dem Hofe links, am vollkommenſten 
22,464,200 Thlr., der Bankfonds auf 4,742,116 2 2 2 2 jedoch der Eigenthümer Ta bulsti feloft in der 
N ee und Antragsformulare find @ 91 * Breslauerſtraße No. 11. im Laden, welcher auch auf 
unentgeltlich zu haben bei ütiges g : | 
5 8 7 men 42 en. Es 2 a 9 tige Anfragen die Anſicht derſelben erleichtern kann. 
G. Schubert in Liſſa. 1 8 7 Das maſſive Wohnhaus mit Hintergebäuden, in 
Ebrenſr. Lorenz in Oſtrowo. DDD der Kreisſtadt — am . = 9. 47. 
A. C. Tepper in Bromberg. 5 3 Die Stelle eines Detonomen wird am belegen, wozu ein Obſt⸗ und ein Gemüt € = Garten 
Kanzlei⸗Direktor Spisky in Schönlante. Iften Oktober c. bei unferer Geſellſchaft va⸗ und 105 Morgen Land gehören, ſo wie auch ein 
gas; Ei — - RETTET cant. Qualiſicirte Bewerber um dieſe Stelle Brauhaus mit den nöthigen Geräthſchaften, Alles 


im ganz guten baulichen und Kultur⸗Zuſtande, ſind 
aus freier Hand zu verkaufen. Die Bedingungen 
erfährt man bei dem Herrn Probſt Bazynski in 
Neuſtadt bei Pinne, oder auch an Ort und Stelle. 


Im Haufe Markt⸗ und Wronker⸗ 
ſtraßen⸗Ecke No. 91. iſt im erſten Stock von 
Michaeli c. ab eine Wohnung von 5 Piecen nebſt 
Küche ꝛc. zu vermiethen. 

In meinem Hauſe, Gerberſtraße 43., iſt der La⸗ 
den, in welchem ſieben Jahre eine Material- und 
Getränke⸗Handlung betrieben worden, nebſt der da⸗ 
zu gehörigen Wohnung, vom Iſten Oktober c. ab 
zu vermiethen. Dr. Neuſtadt. 


Mühlenſtraße No. 20. am Spritzenhauſe 
iſt eine große Kellerſtube, ſo wie einige Wal his 
richtete kleine Familienwohnungen billig zu vermie⸗ 
then; letztere können auch für einzelne Herren getheilt 
werden. Auch ſind daſelbſt 45 Stück ſtarke doppelt 
gebrannte glafirte thönerne Röhren, zu einer Waf⸗ 
ſerleitung brauchbar, ſo wie eine große Waage billig 
zu kaufen. 


Graben No. 8. iſt zu Michaeli eine Wohnun 
beſtehend in 5 Zimmern nebſt Zubehör, N 
chen, mit oder auch ohne Stallung, zu vermieten. 


Donnerstag früh den 24. Juni geht ein leerer eiſe⸗ 
Wagen pon hier nach Breslau. Näheres in den 
„Drei Kronen“ auf St. Adalbert. j 


ift noch täglich zu haben bei Fr. Kli 
Pee No. 37. 9, ngenburg, 


Schilling. 


Von heute ab täglich: Warmes Abendbrod. 
R. La u. 


Heinrich! Halt die geine fe! — 5 
(Hierzu zwei Beilagen.) 


143. Erſte Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. den 23. Juni 1847. 
—üäẽ -- . — — — ! — — —e—ẽ —ę— Ü — ¼: —ę—¼ '. —ut:᷑: menasaeasmeseeu} 


Landtags Angelegenheiten. 


Sitzung der Herren⸗Kurie am 14. Juni. 
(Schluß.) 

Graf zu Solms -Baruth: Es kömmt bei der Wahl des Ausdrucks 
nut darauf an, auszuſprechen, daß ein anderer Verein, als ein religiöſer, bei 
den Juden nicht ſtattfinden ſoll. “ b 

Fam Radziwill: Ich habe mich in der Minorität befunden und dafür 
geſtimmt, daß der Ausdruck gewählt werde, wie er im Geſetz enthalten iſt. 

Miniſter Eichhorn: Ich habe nur eine kleine Bemerkung zu machen. 
Das Geſetz will nichts Anderes, als was ſich bereits vorfindet, aufnehmen und 
das korporative Leben ſich entwickeln laſſen, ohne daß es irgend der beſtehen⸗ 
den politiſchen und bürgerlichen Ordnung nachtheilig werden könnte. Es fin- 
den ſich jetzt in den Vereinen, welche man Judenſchaft nennt, Thätigkeits⸗ 
Aeußerungen hauptſächlich für den Kultus. Das bildet den Kern des ganzen 
korporativen Beſtandes, und daran hat ſich, wie von ſelbſt, naturgemäß an⸗ 
geſchloſſen auch eine Fürſorge für das Schulweſen der Juden und für die 
Armenpflege. Das findet ſich bereits vor und ſoll mehr Leben gewinnen; es mag 
auch noch mancherlei in ſich tragen, das einer Ausbildung fähig iſt, und dieſe 
gewinnen ſoll, aber keinesweges um das Judenthum ſelbſt, um die Abſonde⸗ 
rung den Juden zu erhalten, ſondern um diejenigen Kräfte, welche den Juden 
ſelbſt innewohnen, zu ihrer Verbeſſerung, zu ihrer Veredelung nutzbarer zu 


machen. Dies beabſichtigt das Geſetz. Es wollte dabei der Erfahrung nicht 


vorgreifen. Nur die Fürſorge für die aus der Schule entlaſſenen jüdiſchen 
Knaben iſt aus dem Gefege für das Großherzogthum Poſen übernommen. Es 
iſt wenn man will, eine Bevormundung; die Bevormundung ſoll aber der 
Corporation ſelbſt in die Hand gegeben werden, weil man vorausſetzt, ſie 
felbft hätte das größte Intereſſe dabei, daß dieſe jüdiſchen Knaben wirklich 
veredelt werden, und daß dieſe Veredelung eher zu Stande kommt, als wenn 
Chriſten ſich dieſer Aufgabe unterziehen. Sodann iſt im Geſetz weiter nichts 
hinzugefügt, als daß, nachdem jetzt ſchon die Juden durch freie Wahl Stadt⸗ 
verordnete werden können, im Intereſſe der Juden unter allen Umſtänden, 
nach Verhältniß der jüdiſchen Bevölkerung, Juden in die Zahl der Stadtver⸗ 
ordneten aufgenommen werden können. t * in 
Domprobſt v. Kroſigk: Da die Anſichten über die Faſſung des Geſetzes 
fo ſehr von einander abweichen und aus der Verſchiedenheit der gemachten 
Vorſchläge ziehe ich die Folgerung, daß die Faſſung des Geſetzes die beſte iſt; 
ich werde mich alfo unbedingt für den Geſetzvorſchlag ausſprechen. i 
Miniſter Eichhorn: Ich erlaube mir nur eine kurze Bemerkung in 
Beziehung auf den vom Herrn Referenten gemachten Vorſchlag, die Vereine 
„Bezirke“ zu nennen. Es kommt weſentlich darauf an, daß die Vereine 
moraliſche Perſonen werden, daß fie Corporat“onsrechte erhalten. Einen Be⸗ 
zirt kann man nicht gut zu einer Perſon machen, eben ſo wenig wie eine 


Parochie. a 
\ Graf Dort: Jüdiſche Kirche! j 
Graf Dyhrn: Synagogen-Gemeinde würde ich vorſchlagen. 


Marſchall: Wir kommen jetzt zur Abſtimmung über den Antrag der 
Rug wegen dahin geht, in dieſem und in den Paragraphen, wo der Aus⸗ 
ruck „Judenſchaft“ fernerweit noch vorkommt, an deſſen Stelle den Ausdruck 
„Synagogen⸗Verein“ zu ſetzen, und diejenigen, welche dieſem Vorſchlage der 
Abth. beitreten, werden das durch Aufſtehen zu erkennen geben. (Das Reſul⸗ 
tat der Abſtimmung iſt zweifelhaft.) Die Herren Secretaire werden die Zäh⸗ 
lung vornehmen. (Geſchieht.) Die Majorität von 33 Stimmen hat ſich für 
die Annahme des Vorſchlags der Abth. erklärt. Derſelbe iſt alſo angenom⸗ 
men. Wir kommen zu den folgenden Paragraphen. war: ö 
Referent Graf v. Itzenplitz (lieſt vor): „S. 3. Die Bildung dieſer 
Judenſchaften erfolgt durch die Regierungen nach Anhörung der Betheiligten 
in der Art, daß jede Judenſchaft eine Stadt zum Mittelpunkt erhält, nach 
welcher ſie benannt wird, und mit der die jüdiſchen Einwohner der umliegen⸗ 
den Städte und Dörfer oder anderer ländlichen Beſitzungen verbunden wer⸗ 
den. In gleicher Weiſe find die Regierungen ermächtigt, nach dem Bedürfniß 
Abänderungen der Judenſchafts⸗Bezirke vorzunehmen und die darauf bezüg⸗ 


lichen Verhältniſſe unter Zuziehung der Betheiligten, einſchlietzlich der etwa 


denen Gläubiger, zu ordnen. F. 4. Die einzelnen Judenſchaften erhal⸗ 
500 Bezug auf ihre Vermögens- Verhältniſſe die Rechte juriſtiſcher Perſo⸗ 
nen. Der Verband der Judenſchaften bezieht ſich lediglich auf die ihnen durch 
dieſe Verordnung ausdrücklich überwieſenen Angelegenheiten. F. 5. Jede Ju⸗ 
denſchaft erhält einen Vorſtand und eine angemeſſene Zahl von Repräfentan- 
ten. F. 6. Der Vorſtand beſteht aus mindeſtens 3, hoͤchſtens 7 Mitgliedern, 
welche ihr Amt unentgeltlich verwalten. $ 7. Die Zahl der Repräſentanten 
der Judenſchaft ſoll mindeſtens 9 und höchſtens 21 betragen. F. 8. Sämmt⸗ 
liche männliche, volljährige, unbeſcholtene Mitglieder der Judenſchaft, welche 
entweder ein Grundflüd beſitzen, oder ein Gewerbe felbfiftändig betreiben, oder 
ſich ſonſt ohne fremde Unterſtützung ſelbſiſtändig ernähren und mit Entrich⸗ 
tung der Abgaben für die Judenſchaft während der letzten 3 Jahre nicht in 
Rückſtand geblieben ſind, wählen die Repräſentanten und dieſe den Vorſtand 
der Judenſchaft auf 6 Jahre. Die Wahl iſt überall zugleich auf eine ent⸗ 
ſprechende Zahl von Stellvertretern zu richten. § 9. Das Wahlgeſchäft wird 
ch einen Abg. der Regierung geleitet. Nach Ablauf der erſten 3 Jahre 
ſcheidet die Hälfte der Vorſtands⸗Mitglieder und der Nepräſentanten nach 
dem Looſe, demnächſt jedesmal die ältere Hälfte aus §. 10. Die Wahlen 
der Vorſteher unterliegen der Genehmigung der Regierung, welche die ganze 
Wirkſamktit des Vorſtandes zu beaufſichtigen hat und befugt if, einzelne 
Mitglieder wegen vorſätzlicher Pflichtwidrigkeit oder wiederholter Dienſtver⸗ 
nachläſſigungen durch Beſchluß zu entlaſſen.“ 5 5 
(Die Abtheil beantragt die unveränderte Annahme dieſer SS. Sie werden 
angenommen.) 

Referent Graf Itzenplitz: F. IL des Gefegentwurfs lautet: „Der Vor⸗ 
and hat die gemeinſamen Angelegenheiten der Judenſchaft zu leiten und die 
Beſchlüſſe der Repräſentanten zur Ausführung zu bringen. Er vertritt die 
Judenſchaft überall gegen dritte Perfopen, insbeſondere in allen Rechtsge⸗ 
geſchäften, fie mögen die Erwerbung von Rechten oder die Eingehung von 
Verbindlichkeiten betreffen. Das Verhältniß der Vorſteher und Repräſentan⸗ 
ten gegen einander und gegen die Judenſchaft iſt, ſo lange und ſo weit nicht 


das Statut (§. 13) ein Anderes feſtſetzt, nach den Beſtimmungen der revi⸗ 
dirten Städteordnung vom 17. März 1831 über die Rechte und Pflichten 
des Magiſtrats und der Stadtverordneten zu beurtheilen. Das Gutachten 
ſagt zu 8 II: Gegen §. 11 findet die Abth. um fo weniger etwas zu erin⸗ 
nern, als die revidirte Städteordnung von 1831 in den Provinzen Poſen, 
Sachſen und Weſtphalen gilt, alſo wohl die Mehrzahl der Juden in 
Städten wohnt, wo dies Geſetz angewendet wird, und da außerdem dies ſehr 
gut gefaßte Geſetz auch in den Provinzen, wo die Städte⸗Ordnung von 1808 
gilt, wohlbekannt iſt. Es erſcheint daher angemeſſen, daß, wie in dem Geſetz⸗ 
Entwurf geſchehen, auf die revidirte Städte-Ordnung von 1831 und nicht 
auf die von 1808 Bezug genommen werde. Rückſichtlich des materiellen In⸗ 
halts dieſes Paragraphen beantragt die Abth. einſtimmig, um mehrerer Deut⸗ 
lichkeit willen noch einen Zuſatz. Nach der allgemeinen preußiſchen Geſetzge⸗ 
bung über Corporationen ($. 133 Th. II. Tit. 6. des Allg. Landrechts) kön⸗ 
nen die ſämmtlichen Mitglieder einer Corporation die Beſchlüſſe ihrer Ver⸗ 
treter, hier der Repräſentanten, wieder aufheben. Daß dies nicht die Abſicht 
des Geſetzgebers iſt, ergiebt ſich aus der Beziehung auf die Städteordnung; 
nach dieſer ſind die Bürger nicht befugt, die Beſchlüſſe der Stadtverordneten 
wieder aufzuheben; da aber der 8. 75 der revidirten Städteordnung, der die⸗ 
ſen Grundſatz enthält, ſich auf die weiteren Beſtimmungen der Städteordn. 
bezieht, welche auf die Synagogen⸗Vereine nicht überall und unbedingt paſſen 
möchten; ſo erſcheint es nützlich, ja nothwendig, auszuſprechen, daß die Mit⸗ 
glieder eines ſolchen Vereins an die Beſchlüſſe ihrer Repräſentanten und Vor⸗ 
ſteher nach Analogte der Städteordnung gebunden und nicht befugt ſind, 
ſolche auf Grund des §. 113 Thl. II. Tit. 6 des Allg. Landrechts anzufech⸗ 
ten oder aufzuheben. Dieſer Zuſatz könnte bei $. 11 eingeſchaltet und mögli⸗ 
cherweiſe fo gefaßt werden: „Die Mitglieder des Vereins find daher nicht 
befugt, die Beſchlüſſe der Repräſentanten und Vorſteher aufzuheben, und die 
Anwendung des §. 113 Thl. II. Tit. 6 des Allg. Landrechts bleibt ausgeſchloſſen.“ 

Kultus⸗Miniſter Eichhorn: Der vorgeſchlagene Zuſatz iſt ganz in der 
Intention des Geſetzes, die Regierung hielt jedoch bei Abfaſſung des betref⸗ 
fenden Paragraphen es für überflüſſig, dies beſonders auszuſprechen. 

Marſchall: Wenn weiter keine Bemerkung gemacht wird, ſo iſt der 
Antrag der Abth. und ſomit der Paragraph mit dem vorgeſchlagenen Zuſatze 
angenommen. 

Referent Graf v. Itzenplitz (lieſt vor): „§. 12. Ueber die Verwal⸗ 
tung des Vermögens der Judenſchaften ſteht den Regierungen das Recht der 
Oberaufſicht in demſelben Maße zu, wie nach der revidirten Städteordnung 
vom 17. März 1831 über die Vermögens-Verwaltung der Stadtgemeinden. 
§. 13. Ueber die Wahl des Vorſitzenden in dem Vorſtande und des Vorſte⸗ 
hers der Repräſentanten-Verſammlung, fo wie über deren Befugniſſe, ferner 
über die Zahl der Mitglieder des Vorſtandes und der Repräſentanten⸗Ver⸗ 
ſammlung, der Stellvertreter derſelben, ſo wie darüber, ob die Wahl in den 
Vorſtand auf jüdiſche Einwohner der zum Mittelpunkt der Judenſchaft be⸗ 
ſtimmten Stadt beſchränkt bleiben, und welche Reiſekoſten⸗Entſchädigung im 
anderen Falle den Gewählten gewährt werden ſoll, endlich über das Verhält⸗ 
niß der Vorſteher und Repräſentanten gegen einander und gegen die Inden⸗ 
ſchaft ſind die erforderlichen Beſtimmungen in eim beſonderes, der Beſtäti⸗ 
gung des Ober⸗Präſtdenten unterliegendes Statut aufzunehmen. Die erſte 
Wahl des Vorſtandes und der Repräſentanten erfolgt nach Vorſchrift der 
Regierungen. Diele haben auch nach ſtattgefundener Wahl wegen Abfaſſung 
der Statuten binnen einer ſeſtzuſetzenden Friſt das Erforderliche anzuordnen. 
Sofern die Abfaſſung innerhalb der geſetzten Friſt nicht erfolgt, iſt von den 
Regierungen über die dem Statute vorbehaltenen Beſtimmungen ein die Ju⸗ 
denſchaft bindendes Reglement zu erlaſſen.“ Die Abtheil. empfiehlt daher die 
unveränderte Annahme dieſer beiden Paragraphen. 

Marſchall: Da keine Bemerkung weiter erfolgt, ſo iſt der Antrag 
der Abth. angenommen. Es wird erforderlich ſein, die weitere Fortſetzung zur 
nächſten Sitzung aufzuſchieben. Die nächſte Sitzung würde morgen 12 Uhr 
ſtattfinden, damit die Abth. nicht verhindert find, vorher ihre Sitzungen zu 
halten. (Schluß der Sitzung nach 44 Uhr.) ; 


Sitzung der Kurie der drei Stände am 15. Juni. 
Die Sitzung beginnt um 10 Uhr, unter Vorſitz des Marſchalls v. Rochow, 
mit Verleſung des Protokolls der vorigen Sitzung, welches nach einer kurzen 
Bemerkung angenommen wird. Als Secretaire fungiren die Abgeordneten 
von Bodum-Dolffs und Kuſchke 1. 

Marſchall: Es iſt der hohen Verſammlung anzuzeigen, daß auf 
Höchſten Befehl Sr. Majeſtät des Königs der Herr Geheime Regierungs- 
Rath Schröner in der vorliegenden Verathung das Miniſterium des Innern 
vertreten wird. Bevor wir zur Berathung übergehen, habe ich zu bemerken, 
daß ſich bereits mehrere Redner gemeldet haben. Es kommt dies bei ſolchen 
Gelegenheiten oft vor; die hohe Verſammlung hat aber beſtimmt, daß die 
Anmeldung der Redner nicht eher angenommen werden ſoll, bis die Bera⸗ 
thung ſelbſt eröffnet iſt. Alſo von dieſer Zeit an können die Anmeldungen 
erſt erfolgen. Die von geſtern bleiben gültig. i 

Abg. Mohr: Meine Herren! Ich verſichere, mich der langen Reihe 
der Gegner des Geſetz Entwurfs anzuſchließen. Ich thue dies um fo mehr, 
als, von meinem Standpunkte aus, ſchon ſeit geraumer Zeit über den Ge⸗ 
ſetz-Entwurf das Loos gefallen iſt, fo daß derſelbe für mich nicht mehr vor⸗ 
handen iſt. Schon in der Sitzung vom 12. Mai hat der Königl. Herr 
Kommiſſar erklärt, daß Wohlthaten durch das Gouvernement nicht aufgedrun⸗ 
gen werden ſollen. Damals beſaß ich ſchon ſeit drei Wochen ein Schreiben 
des iſraelitiſchen Konſiſtoriums in Trier, wodurch ich aufgefordert werde, alle 
meine Kräfte aufzubieten, daß dieſe Verordnung nicht ins Leben trete. In 
dieſem Schreiben kommt unter Anderem die Stelle vor: „Die höchſte Schmach 
und Zurückſetzung für die Juden ſei darin enthalten, und nimmer werde die 
Judenſchaft derſelben freiwillig ſich unterwerfen.“ Seitdem find noch eine 
Menge Eingaben an die Mitglieder der hohen Verſammlung eingegangen, 
unter anderen eine von 46 jüdiſchen Gemeinden aus Schleſten, von ſämmt⸗ 
lichen jüdiſchen Gemeinden der Rhein⸗Provinz und außerdem von 187 der 
achtbarſten Männer aus allen Fächern. Alle proteſtiren gegen das Geſchenk 
welches ihnen durch die neue Verordnung werden ſoll. Wie geſagt, ich fche 
daher von meinem Standpunkte feit dem 12. Mai die Verordnung als 
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nicht mehr vorhanden an, (Stiterkeit.) und es handelt ſich in meinem 
Sinne heute eigentlich von einer Reſurrection derſelben, einer Reſurrection, 
wogegen ich mit allen Kräften ankämpfe. Daſſelbe wird Jeder in der hohen 
Verſammlung thun, welcher die volle Emancipation der Juden wünſcht und 
daſſelbe an den früheren Landtagen ausgeſprochen hat. Ich hoffe — und es 
täuſcht mich gewiß nicht mein Vorgefühl, — daß auch noch viele, viele andere 
Mitglieder dieſer Verſammlung in dem nämlichen Sinne ſtimmen werden. 
Denn in der That, meine Herren, wovon handelt es ſich anders, als von 
einer fortgeſetzten, nur in eine neue Form gegoſſenen religiöſen, bürgerlichen 
und politiſchen Unterdrückung eines Achtzigtheils der Staats-Angchörigen 
durch die übrigen neunundſtebzig Achtzigſtel, von der Ausübung des Rechtes 
des Stärkeren, und eine ſolche Schuld wird ſicherlich der erſte Vereinigte 
Landtag nicht auf ſich laden. Meine Herren! Ich verwerfe alſo den Geſetz⸗ 
Entwurf und hoffe, daß über nicht lange Zeit alle Staatsbürger ohne Unter⸗ 
ſchied des Glaubens, ſo wie verhältnißmäßig gleich verpflichtet, auch gleich 
berechtigt fein werden; und daß Alle, wie fie auch durch Geburt, durch Zutall, 
durch eigene Kraft geſtellt ſein mögen, ſich um den Heerd des Vaterlandes 
ſchaaren werden und nach Vermögen dazu mitwirken werden, daß die in 


demfelben ruhenden Elemente der Wohlfahrt und der Größe ihrer höchſten. 


Entwickelung entgegengeführt werden. (Bravo, Bravo!) 

Landtags⸗-Kommiſſar: Der geehrte Redner hat geäußert, daß er 
den vorliegenden Geſetz-Entwurf feit dem 12. Mai nicht mehr als exiſtirend 
betrachte. Ich kann, was ſeine Individualität betrifft, nichts dagegen ein⸗ 
wenden. Aber das hätte ich erwarten dürfen und glaube auch, daß die hohe 
Verſammlung es erwarten werde, daß er dieſelbe mit feiner Anſicht über 
einen Geſetz⸗Entwurf, den er als nicht exiſtirend betrachtet, verſchonen wird. 
Uebrigens exiſtirt der Geſetz⸗Entwurf allerdings, und zwar ſo lange, bis Se. 
Majeſtät fi etwa entſchließen ſollten, denſelben zurückzunehmen. Ich erwarte, 
daß die hohe Verſammlung dies anerkenne. (Ja! Ja!) Zur Begründung 
feiner individuellen Anſicht hat ſich der geehrte Redner barauf berufen, daß 
ich erklärt hätte, Wohlthaten pflegten nicht obtrudirt zu werden. Es kann 
ſein, daß ich das geſagt habe, wiewohl Niemand unter uns ſich befinden 
wird, der nicht Aehnliches irgend einmal geäußert hätte; aber gegen die dar⸗ 
aus gezogene Konſequenz muß ich mich ſchon deshalb verwahren, weil ich 
weder die Judenſchaft von Trier, noch die übrigen jüdiſchen Korreſpondenten 
des geehrten Deputirten als kompetent zu der Erklärung anerkenne, ob das 
Gefeg eine Wohlthat ſei oder nicht. Uebrigens erkläre ich zum Ueberſluh, 
daß der vorliegende Geſetzes⸗Vorſchlag nicht blos eine Wohlthat für die 
Juden ſein ſoll, ſondern daß derſelbe im Intereſſe der geſammten Nation 
Proponirt iſt. (Mehrere Stimmen: Bravo!) 

Abg. Mohr: Meine Herren! (Mehrere Stimmen: Ruhe! Ruhe! Ge⸗ 
trommel.) Der Königliche Herr Kommiſſar hat geſagt, (Einige Stimmen: 
Lauter! Lauter!) daß die hohe Verſammlung nicht zugeben werde, daß ich 
ihr meine individuelle Anſicht mittheile. Meine Herren! Dazu ſind wir 
hier. Ich kann nur meine Meinung ausſprechen, nicht die Meinung eines 
Anderen; aber meine Meinung auszuſprechen, habe ich eben ſo ſehr das 
Recht und die Pflicht, wie jeder Andere in dieſer hohen Verſammlung. 
(Bravo!) Was nun das beirifft, ob es eine Wohlthat ſei oder keine, fo 
ſcheint mir doch, daß derjenige, der fie zu empfangen hat, am beften wiſſen 
muß, ob es tür ihn wirklich eine Wohlthat ſei oder nicht. g 

Landtags⸗Kommiſfar: Berichtigend habe ich zu bemerken, daß ich 
nicht geſagt habe, die hohe Verſammlung möge nicht die individuelle Mei⸗ 
nung des geehrten Deputirten hören; ich habe lediglich geſagt, daß meiner 
Anſicht nach die hohe Verſammlung erwarten dürfe, daß er ſie nicht mit 
ſeiner Anſicht über einen ſeiner Meinung nach nicht exiſtirenden Geſetzes⸗ 
Vorſchlag unterhalten werde. i 0 

Abg. Frhr. v. Metternich: Ich befinde mich nicht in dem Falle, für 
den Geſetz⸗Entwurf, wie er vorliegt, mich ausſprechen zu können, und zwar 
aus dem einzigen Grunde nicht, weil er die disparitätiſche Behandlung der 
Juden in Abſicht weſentlicher politiſcher Rechte zu verewigen droht. Nun 
it aber nach meiner Ueberzeugung die Aufgabe der kommenden Zeit, der 
Gleichberechtigung der Juden in Bezug auf politiſche Rechte den Weg an⸗ 
zubahnen. Ich muß mich daher der abweichenden Anſicht derer anſchließen, 
die zu §. 2 des Gefeg-Entwurfs ein Amendement angekündigt haben. 

Regierungs> Kommiffar Geh. Reg. Rath Brüggemann: Ich würde 
das Wort ſelbſt nicht für einige Minuten in dieſem Stadium der Berathung 
ergriffen haben, wenn nicht einzelne Veſtimmungen des Gefeg= Entwurfs, 
welche ich nöthigenfalls zu erläutern und zu vertreten verpflichtet bin, gerade 
auf einer Grund⸗Anſicht beruhten, die in den verſchiedenen Vorträgen der 
verehrten Redner vielfach berührt und angegriffen worden iſt. Ich bitte daher, 
in dieſer Beziehung auch meinerſeits einige allgemeine Bemerkungen jetzt 
ausſprechen zu dürfen, um auf dieſelben bei der weiteren Berathung und 
Diskuſſton des Geſetzes zurückverweiſen zu können. Die Differenz des dem 
Geſetz-Entwurfe zu Grunde liegenden Prinzips zu den von den meiſten Red⸗ 
nern vertretenen Anſichten betrifft, wie wir auch aus dem Munde des ver⸗ 
ehrten Redners gehört haben, der ſo eben die Redner⸗-Tribüne verlaſſen hat, 
das Verhältniß des chriſtlichen Prinzips zum Staate, wie es in dem Aus⸗ 
drucke „chriſtlicher Staat“ feine Vezeichnung findet und geſtern bereits eine 
eben ſo beredte als klare Vertretung gefunden hat, von den ſpäteren Rednern 
aber dennoch in dieſer ſeiner Bedeutung nicht anerkannt, vielmehr von neuem 
in Frage geſtellt worden iſt. Wenn von einem chriſtlichen Staate geſprochen 
wird, fo hat das Wort nicht die Bedeutung, als ſollte dem Staate eine 
andere Aufgabe geſtellt werden, als ihm nach feinem Weſen und feiner inner⸗ 
ſten Bedeutung zukommt. Dieſe feine Aufgabe bleibt darin befiehen, die 
rechtliche Ordnung feſtzuſenen und in allen Beziehungen unter feinen Mit⸗ 
gliedern durchzuführen. Dem Staate ſteht bei der Erfüllung dieſer feiner 
Aufgabe ein anderes Prinzip, das chriſtliche, gegenüber, welches darauf An⸗ 


ſpruch macht, ein abſolut wahres und allgemeines zu ſein, alle Verhältniſſe 


zu durchdringen und, ſie auf einen höheren Standpunkt erhebend, zu ver⸗ 
klären. Von ihm ſoll auch die rechtliche Ordnung des Staates durchdrungen 
werden, woraus ſich, da auch die rechtuche Ordnung göttlichen Urſprunges 
iſt, kein Widerſpruch, noch weniger eine Aufhebung des Rechts ergeben wird, 
ſondern beide Prinzipe in inniger Gemeinſchaft ſich in allen Verhältniſſen 
auch des ſtaatlichen Lebens einflußreich zeigen werden. Das Recht ficht ſtarr 
und unbeugſam in feiner Schärfe da; aber feine Starrheit wind das chriſt⸗ 


liche Prinzip der Liebe brechen, und wenn auch der Geſetzgeber im Staate, 
gemäß ſeiner Aufgabe, ſeine Geſetze nicht aus dem chriſtlichen Prinzipe ſelbſt, 
ſondern aus dem Begriffe des Rechtes ableitet, fo follen eben die lebendigen 
Organe, welche die rechtliche Ordnung handhaben, von dem chriſtlichen Geiſte 
durchdrungen ſein, um auch in der verwaltenden, richtenden und erziehenden 
Thätigkeit des Staates dieſen Geiſt durchblicken zu laſſen und in alle Lebens⸗ 
verhältniſſe ſeine wohlthuenden Wirkungen einzuführen. Eine frühere Form 
des Staates iſt trotz einer ins Ungeheure wachſenden Sittenverderbiheit, 
welche alle Früchte der lang gepflegten Humanität vernichtete, noch lange 
erhalten worden, damit der Keim des Chriſtenthums nicht erſterbe und ſeine 
das geiſtige Leben erfriſchende Kraft entwickeln und für die Erzeugung neuer 
Lebensformen tüchtig machen könne. Ich habe aus den Aeußerungen vieler 
der geehrten Redner entnommen, daß ſie gerade vom Standpunkte des 
Chriſtenthums aus eine Erweiterung, eine vollkommenere Anerkennung der 
Rechte der Juden beantragt haben: darin zeigt ſich eben die Kraft des Chriſten⸗ 
thums, die ſich auch in ihnen zu erkennen giebt, während ſie nun auf dem 
Gebiete des ſtaatlichen Lebens dieſelbe Kraft theilweife aufheben möchten. Das 
Chriſtenthum ſpricht allerdings den Grundſatz der Liebe aus; aber es fordert 
dieſe Liebe nicht bis zu dem Grade, daß es ſelbſt feinem eigenen Grundſatze 
die Wirkſamkeit im Leben ſchmälern und ſelbſt nicht mehr im Stande fein 
ſollte, dieſe Liebe in allen Kreiſen des Lebens walten zu laſſen. Ich habe 
bereits ausgeſprochen, daß das chriſtliche Prinzip die Berechtigung in ſich 
ſchließe, alle Verhältniſſe des Lebens zu durchdringen; dieſe Berechtigung wird 
aber aufgehoben, wenn man das Richters, Verwaltungs-, Lehr⸗ und Er⸗ 
ziehungs-Amt denen überträgt, welche dem chriſtlichen Prinzip nicht blos 
fremd, ſondern in mehreren Beziehungen ſogar feind find und fein müſſen. 
Dies Verhältniß des Judenthums zu dem Chriſtenthum läßt ſich nicht ver⸗ 
kennen und iſt bis vor nicht langer Zeit auch nicht verkannt worden; es iſt 
erſt kurze Zeit, feitdem eine andere Anſicht hier und da laut geworden iſt, 
daß man nämlich von den verſchiedenartigſten Bäumen des Chriſtenthums 
und Judenthums auf dem Gebiete der rechtlichen Ordnung des Staates 
gleiche Früchte erwarten dürfe. Einer der verehrten Redner hat angeführt, 
die Juden und Chriſten hätten in den erſten chriſtlichen Jahrhunderten friedlich 
neben einander gelebt; ich habe dieſe Anſicht aus der Geſchichte nicht ge⸗ 
wonnen. Es iſt natürlich, daß beſonders bei der erſten Entwickelung 916 
Chriſtenthums das Beſtreben thätig blieb, das Judenthum hinüberzuführen 
in das Chriſtenthum und die Juden theilhaftig zu machen der Segnungen 
deſſelben. Als aber nach und nach dieſes Beſtreben geringeren Erfolg 
hatte und das Judenthum ſich mehr und mehr ſtarr gegen das Chriſten⸗ 
thum abſchloß, trat ein anderes Verhältniß ein, und wenn Konſtantin die 
Che zwiſchen einem Juden und einer Chriſtin, und der Kodex Juſtinianus 
überhaupt die Ehen zwiſchen Chriſten und Juden verbot, fo war das 
nicht ein Verſuch, erſt dieſen Zwieſpalt in das Leben einzuführen, ſondern 
es ſprach ſich in der Geſetzgedung nur das aus, was im Leben ſich ſchon 
feindlich einander gegenübergeſtellt hatte. Es iſt in den Vorträgen, die wir 
gehört haben, viel von jüdiſcher Nationalität die Rede geweſen, und aus 
allen Aeußerungen iſt gewiß nicht hervorgegangen, daß es keine jüdiſche Natio⸗ 
nalität gebe. J will in dieſer ichen nur auf Eins aufmerkſam ma⸗ 
chen: Sollen Juden in einem chriſtlichen Staate verwalten und regieren, fo 
müſſen fie, das verlangen ſelbſt die wärmſten Fürſprecher der Juden, dieſe 
ihre beſondere Nationalität aufgeben. Dies iſt aber bei dem Verhältniß der 
jüdeſchen Religion zu ihrer Nationalität, welche in ihrem Ausſchließungs⸗ 
Prinzip mit ihrer Religion identiſch iſt, nur inſofern möglich, als ſie den 
größten Theil ihrer religtöſen Anſichten aufgeben. Wenn der Jude aber da⸗ 
durch, daß er ſeine Religion ganz oder theilweiſe aufgiebt, ohne ſich zu einer 
anderen Religion zu bekennen, würdig werden ſoll, in einem chriſtlichen Staate 
an den Staatsämtern Theil zu nehmen, dann führt man dem Staate Beamte 
zu, welche durch Verletzung oder Aufgebung ihrer Religion in das Amt ein⸗ 
treten, und ob der Staat mit ſolchen Beamten gut verwaltet werde, das muß 
ich der Erwägung einer hohen Verſammlung anheimgeben. Es iſt hervorge⸗ 
hoben worden, man ſolle die Religion nicht zur Parteiſache im Staate ma⸗ 
chen; die Kirche ſolle über dem Staate ſtehen. Sollen dieſe letzten Worte 
einen Sinn haben, ſo können ſie nur bedeuten: Der Staat ſolle, ſeine recht⸗ 
liche Ordnung feſthaltend, ſich in der Verwirklichung derſelben vom chriſtlichen 
Geiſte leiten laſſen; aber mit dieſem Grundſatze iſt es nicht vereinbar, zur 
Ausübung der Staatsgewalt Organe zu wählen, welche dieſem chriſtlichen 
Geiſte nicht zugethan ſind, und ich kann nur wiederholen, das Prinzip des 
Chriſtenthums müßte in feinem Verhältniſſe zu dem Rechtsbegriffe des Staa⸗ 
tes ein todtes und nichts vermögendes ſein, oder es muß auch im Staate in 
der geſetzlichen und rechtlichen Ordnung durchgeführt und lebendig erhalten 
werden. Wenn wir auch keine Steine vom Monde holen, um auf der Erde 
zu bauen, ſo wollen wir doch gern chriſtliche Wahrheit und Segen vom Him⸗ 
mel empfangen und nicht der chriſtlichen Wahrheit und dem chriſtlichen Geiſtt 
den Weg dadurch verſperren, daß Organen die Erziehung und Verwaltung 
im Staate anvertraut werde, die nicht in chriſtlichem Geiſte wirken können. 
Hoch ſteht der Himmel über der Erde, und wie der Himmel die Erde deckt, 
ſo möge das Chriſtenthum des Staates ſchirmendes Dach ſein und bleiben. 
Wie aber die Sonne nicht wirkungslos am Himmel ſteht, ſondern Strahlen 
des Lichts und der Wärme ausſendet, daß die Erde Frucht trage, ſo möge 
auch die Sonne des Chriſtenthums den Staat mit ihrer Kraft durchdringen, 
deren Frucht die rechtliche Ordnung und der Gehorſam um Gottes und des 
Gewiſſens willen iſt. (Von einigen Seiten: Bravo!) 8 

Abg. v. Manteuffel II.: Hohe Verſammlung! Nach dem, was wir 
am geſtrigen Tage, und nach dem, was wir ſo eben von der Miniſter⸗Bank 
gehört haben, würde ich gern auf das Wort verzichten, wenn ich nicht für 
meine Pflicht hielte, hier öffentlich anzuerkennen und auszuſprechen, daß ich den 
von der Miniſterbank aus vorgetragenen Gründen meinerfeits durchweg beitrete. 

Abg. Diergardt: In einem mehr als dreißigjährigen Geſchäftsleben 
bin ich mit fo vielen wackeren Männern jüdiſchen Glaubens zuſammengekom⸗ 
men, daß ich es für meine Pflicht halte, mich für die vollſtändige Emanci⸗ 
pation der Juden auszuſprechen. Ich könnte der hohen Verſammlung Namen 
nennen, welche Tauſenden von Chriſten ſowohl in dieſer Provinz als in an⸗ 
deren Landestheilen lohnende Beſchäftigung geben, ſo ſchön für ſie ſorgen, 
daß ich ſie mit Freuden als meine Kollegen begrüße. Man kann mir dage⸗ 
gen tagen, daß dies Ausnahmen wären. Ich weib hierauf keine beſſere Ant⸗ 


or 


wort zu geben, als die, was kann man von den Maſſen erwarten, wenn man 
ſte nicht gleichſtellt mit den übrigen Konfeſſtonen? Wir haben überall geſe⸗ 
hen, meine Herren, daß, wenn ſich ein Volk unterdrückt fühlt, der Gelderwerb 
das Hauptſtreben iſt, indem dieſes das Mittel giebt, ſich einige Geltung zu 
verſchaffen, ein Streben, meine Herren, welches einen ſolchen Höhenpunkt 
erreicht hat, daß es zu ernſtem Nachdenken Veranlaſſung giebt, indem dadurch 
eine Macht geſchaffen worden iſt, um deren Allianz ſich Könige und Fürſten 
bemühen. Ich ſtimme daher für das Amendement des Hrn. Abg. von Krefeld. 

Abg. Wächter: Meine Herren! Ich wünſche und bitte für die Veken⸗ 
ner des jüdiſchen Glaubens Glaubensfreiheit und völlige Gleichſtellung mit den 
Chriſten in ihren bürgerlichen und politiſchen Rechten. Es iſt uns früher, 
namentlich geſtern, von einer andern Seite her eine Deduction gemacht wor⸗ 
den, daß die Bekenner des jüdiſchen Glaubens in der Mehrheit ſich noch 
nicht auf dem Stadium der fittlihen und geiſtigen Bildung befänden, als 
es bei den Chriſten vorweg angenommen werden könnte. Ich geſtehe, daß 
ich mich dieſer Anſicht nicht anſchließen kann, und glaube, daß, wenn man 
einen ähnlichen Maßſtab bei den Bekennern der chriſtlichen Religion anlegen 
würde, dieſer auch nicht zureichend gefunden würde; wenn ich aber auch alles 
dieſes theilweiſe einräumen und anerkennen würde, ſo glaube ich doch, daß, 
wenn die Emancipation ſo vollſtändig verwirklicht ſein wird, wie es bereits in 
einigen andern Staaten der Fall iſt, auch die ſittliche und geiſtige Heranbil⸗ 
dung ſich in dem Maſſe in Progreſſion fiellen wird, als eben dadurch deuſel⸗ 
ben Gelegenheit geboten wird, eine würdigere Stellung im Staate einzuneh⸗ 
men und zu behaupten. Vorurtheile und Aberglaube, wie ſie von der einen 
wie von der andern Seite bis jetzt noch ſtattfinden, werden dann ver⸗ 
ſchwinden; doch der letzte Reſt davon wird erſt dann verſchwinden, wenn 
die letzte Scheidewand, welche zwiſchen Juden und Chriſten noch beſteht, 
gefallen fein wird. Werden die Miſch-Ehen geſtattet und nicht, wie es 
isher geſchehen iſt, erſchwert, und, wenn ſie ſtattgefunden haben, getrennt, 
ſo halte ich dafür, daß die letzte Scheidewand dann wirklich gefallen ift, 
und daß die allmälige Verſchmelzung aller Religions= Parteien ſtattfinden 
wird, und daß wir gerade darin das Heil für uns Alle zu ſuchen haben 
werden. Es iſt heute auch von Seiten eines geehrten Redners der Miniſter⸗ 
Bank der Satz aufgeſtellt worden, daß die jüdiſche Religion die Miſch⸗Ehen 
verbiete. Ich kann auf dieſes Feld dem Redner nicht folgen, es iſt mir ein 
fremdes; ich glaube aber hier bemerken zu müſſen, daß der große Reformator 
der evangeliſchen Kirche, Luther, die Miſch⸗Ehen zwiſchen Juden und Chri⸗ 
ſten als nicht gegen das göttliche Gebot beſtehend anerkannt, daß er ſie viel⸗ 
mehr befürwortet und gebilligt hat. Meine Herren! Ein Recht, Ein Geſetz, 
leiche Pflichten für alle Bewohner der Preußiſchen Monarchie, das ſind die 
Forderungen, welche ich hier an den hohen Vereinigten Landtag ſtelle. Ich 
bitte um Unterſtützung dieſer Anſicht; ich würde mir aber noch erlauben, an 


dieſe Bitte die anzureihen, daß der Zuzügigkeit fremder Juden, nämlich aus 


fremden Staaten, nach Möglichkeit gewehrt werde. 

Abg. Steirowitz: Nachdem ſich geſtern mehrere Redner zu Gunſten 
der Judenſchaft und ſo ausgeſprochen haben, daß der Gegenſtand über wel⸗ 
chen ich ſprechen wollte, völlig erſchöpft wurde, ſo will ich nur mit ein paar 
Worten den zweiten Abſchnitt des Entwurfs berühren. Der Entwurf ſcheint 
mir nicht dem zeitlichen Fortſchritt und der öffentlichen Meinung Preußens 
gefolgt zu fein. Er entrückt die Judenſchaft des Großherzogthums Poſen 
wiederum in die alten Grenzmauern, er nöthigt ſie, ſich noch mehr dahin zu kon⸗ 
zentriren, um eine Korporation zu bilden und fo in die alten Religionsge⸗ 
bräuche noch mehr zu verſinken. Meine Herren! Die Juden ſind nur durch 
die bisherigen Beſchränkungen in dem gegenwärtigen Zuſtande. Wir müſſen 
fie aber herausheben, fie uns näher ſtellen, ihr Ehrgefühl ſtärken, und. fie 
werden das anerkennen und beſſer werden. Der geehrte Redner aus Weſt⸗ 
phalen hat geſtern für die Freiheit der Juden mit beredten Worten ſich aus⸗ 
geſprochen, dem ich auch nür beitreten kann, nur in dem einen Punkt nicht, 
daß er nicht die Freizügigkeit der Judenſchaft haben wollte. Ich glaube, 
meine Herren, wenn wir den Juden die ganze Emancipation zugeſtehen wol⸗ 
len, ſo können wir ihnen auch dieſe Kleinigkeit laſſen, d. h. die Freizügig⸗ 
keit; denn es könnte ſonſt den Anſchein gewinnen, als wenn man ihnen zwar 
das Thor der Freiheit öffnen, ſie aber noch an einem Faden dort anknüpfen 
wollte. Meine Herren! Ich bitte daher, bei der Abſtimmung für das Wohl 
der Judenſchaft zu ſorgen. HER 

Abg. v. Bismark (Schönhauſen): Wenn ich heute dieſe Stelle betrete, 
fo geſchieht es mit größerer Befangenheit als fonft, da ich fühle, daß ich durch 
das, was ich fagen werde, einigen nicht ganz ſchmeichelhaften Aeußerungen 
geſtriger Redner gewiſſermaßen in den Wurf laufe. Ich muß öffentlich be⸗ 
kennen, daß ich einer Richtung angehöre, die der geehrte Abgeordnete von 
Krefeld geſtern als finſter und mittelalterlich bezeichnete, derjenigen Richtung, 
welche es nochmals wagt, der freieren Entwickelung des Chriſtenthums, wie 
fie der Abgeordnete von Krefeld für die einzig wahre hält, entgegenzutreten. 
Ich kann ferner nicht leugnen, daß ich jenem großen Haufen angehöre, wel⸗ 
cher, wie der geehrte Abgeordnete aus Poſen bemerkte, dem intelligenteren 
Theile der Nation gegenüberſteht und dieſem intelligenteren Theile in, wenn 
mein Gedächtniß mich nicht täuſcht, ziemlich geringſchätzender Art entgegen⸗ 
gefegt wurde, dem großen Haufen, welcher noch an Vorurtheilen klebt, die 
er mit der Muttermilch eingeſogen hat, dem Haufen, welchem ein Chriſten⸗ 

bum, das über dem Staate ſteht, zu hoch iſt. Wenn ich mich in der Schuß⸗ 
linie ſe ſcharfer Vorwürfe ohne Murren befinde, fo glaube auch ich die 
Nachſicht der hohen Verſammlung in Anſpruch nehmen zu dürfen, wenn ich 
mit derſelben Offenheit, welche die Aeußerungen meiner Gegner charakteriſirt, 
bekenne, daß es mir geſtern in manchen Augenblicken von Zerſtreutheit nicht 
ganz gegenwärtig blieb, ob ich mich in einer Verſammlung befände, für de⸗ 
ren Mitglieder das Geſetz hinſichtlich der Wählbarkeit die Bedingung der Ge⸗ 
meinſchaft mit einer der chriſtlichen Kirchen aufſtellt. Ich gehe zur Sache 
ſelbſt über. Die meiften Redner haben über das vorliegende Geſetz ſich we⸗ 
niger ausgeſprochen, als über die Emancipation im Allgemeinen. Ich folge 
dieſem Wege. Ich bin kein Feind der Juden, und wenn ſie meine Feinde 
ſein ſollten, ſo vergebe ich ihnen. Ich liebe ſie ſogar unter Umſtänden. Ich 
gönne ihnen auch alle Rechte, nur, nicht das, in einem chriſtlichen Staate 
ein obrigkeitliches Amt zu bekleiden, Ueber den Begriff eines chriſtlichen 
Staates haben wir von dem Herrn Miniſter des Schatzes und von einem 
andern Herrn auf der Miniſterbank Worte gehört, die ich faſt ganz unter⸗ 


eine müßige 


ſchreibe; dagegen haben wir auch geſtern gehört, daß der christliche Staat 
iction, eine Erfindung neuerer Staatsphiloſophen ſei. Ich bin 
der Meinung, daß der Begriff des chriſtlichen Staates ſo alt ſei, wie das 
ci-devant heilige römiſche Reich, fo alt, wie ſämmtliche europäiſche Staaten, 
daß er gerade der Boden ſei, in welchem dieſe Staaten Wurzel geſchlagen 
haben, und daß jeder Staat, wenn er ſeine Dauer geſichert ſehen, wenn er 
die Berechtigung zur Exiſtenz nur nachweiſen will, ſobald ſie beſtritten wird, 
auf religiöſer Grundlage ſich befinden muß. Für mich find die Worte: „Von 
Gottes Gnaden“, welche chriſtliche Herrſcher ihrem Namen beifügen, kein lee⸗ 
rer Schall, ſondern ich ſehe darin das Bekenntniß, daß die Fürſten das Scep⸗ 
ter, was ihnen Gott verliehen hat, nach Gottes Willen auf Erden führen 
wollen. Als Gottes Wille kann ich aber nur erkennen, was in den chriſtli⸗ 
chen Evangelien offenbart worden iſt, und ich glaube, in meinem Rechte zu 
ſein, wenn ich einen ſolchen Staat einen chriſtlichen nenne, welcher ſich die 
Aufgabe geſtellt hat, die Lehre des Chriſtenthums zu reatiſiren, zu verwirkli⸗ 
chen. Ich für meine Perſon werde mein Votum ebenfalls gegen den uns 
vorliegenden Geſetz⸗Entwurf geben, weil ich von der Korporirung von Leuten, 
die keine Korporation bilden wollen, keinen Vortheil erwarten kann, weil 
eine Korporation, wenn die ganze Korporirung von den Betheiligten mit 
Vorurtheil und Abneigung aufgenommen wird, ein todtgeborenes Kind bleibt. 
Ich für meine Perſon würde für die Ausdehnung des Geſetzes von 1812 auf 
ſämmtliche Provinzen ſtimmen, vielleicht mit einem Vorbehalt, in Bezug auf 
Poſen diejenigen exceptionellen Beſtimmungen zu treffen, die der Grad der 
Sittlichkeit vieler dortigen Juden in Bezug auf Eigenthum nothwendig ma⸗ 
chen könnte. Außerdem, wenn der Zuſtand der polniſchen Juden weſentlich 
verändert würde, ſo könnte dies eine bedeutende Attractionskraft auf die 
Millionen ruſſiſcher Juden ausüben, die in Rußland, meines Crachtens, ſich 
nicht ſehr heimiſch fühlen können. Ob aber eine Ueberſtedelung derſelben 
wünſchenswerth iſt, überlaſſe ich denen zu beurtheilen, welche das Glück ge⸗ 
habt haben, ruſſiſche Juden en masse kennen zu lernen. Ich glaube auch, 
daß die in Poſen anſäſſigen Juden, auch wenn es ihnen erlaubt wird, nicht 
in bedeutenden Maſſen nach den deutſchen Provinzen auswandern werden, 
weil die vergleichsweiſe — ich möchte nicht gern einen Ausdruck wählen, der 
verletzen könnte — Sorgloſigkeit des polniſchen Charakters in Beziehung auf 
zeitliche Güter den Juden aus Polen ſtets ein Eldorado gemacht hat. Ferner 
haben mehrere Redner wieder, wie in faſt allen Fragen, auf das nachah⸗ 
mungswerthe Beiſpiel von England und Frankreich verwieſen. Dieſe Frage 
hat dort weniger Wichtigkeit weil die Juden nicht ſo zahlreich ſind, wie hier. 
Ich möchte aber den Herren, die ſo gerne ihre Ideale jenſeits der Vogeſen 
ſuchen, eins zur Richtſchnur empfehlen, was den Engländer und Franzoſen 
auszeichnet. Das iſt das ſtolze Gefühl der Nationalehre, welches ſich nicht 
fo leicht uud fo häufig dazu hergiebt, nachahmungswerthe und bewunderte Vor⸗ 
bilder im Auslande zu ſuchen, wie es hier bei uns geſchieht. (Bravoruf!) 
Abg. Frhr. von Vincke: Ich habe ſchon früher geſagt, daß nach den 
National⸗Eigenſchaften der Juden, nach ihrem Charakter, nach der bisweilen 
ſchmutzig werdenden Habſucht, nach ihrer Kriecherei und nach ihrer, trotz theil⸗ 
weiſe bewieſener Tapferkeit, gar nicht abzuleugnenden Feigheit, ich meines 
Theils keine Sympathie für die Juden hätte. Wenn es durch das neue Ge⸗ 
ſetz dahin kommen ſollte, daß ein Jude Miniſter oder, wie gejagt worden iſt, 
Kultus⸗Miniſter würde (welches Letztere ich nicht für wahrſcheinlich halte), ſo 
würde ich ihm diejenige Achtung zollen, die ich ihm als Beamter Sr. Maj. 
ſchuldig zu ſein glaube. Ich kann mir manche Miniſter denken, für die ich 
durchaus keine Sympathie empfinde und deſſenungeachtet werde ich ihnen ge⸗ 
horchen, ſo weit es die Landesgeſetze mir zur Pflicht machen, und ich würde 
nichts dagegegen einwenden, wenn es Sr. Maj. in Ausübung feiner Macht⸗ 
vollkommenheit gefallen ſollte, Juden in Sein Miniſterium zu berufen. 
Abg. v. Beckerath: Es iſt mir ſehr intereſſant geweſen, den engen 
mittelalterlichen Geiſt, deſſen ich geſtern gedachte, heute leibhaftig unter uns 
erſcheinen zu ſehen! (Heiterkeit in der Verſammlung.) Ich beſorge nicht im 
mindeſten, dadurch dem geehrten Redner zu nahe zu treten, denn er hat aus⸗ 
drücklich erklärt, daß er von dieſem mittelalterlichen Geiſte geleitet werde; ich 
bezweifle aber ſehr, daß ſich die geehrten Herren auf der Miniſterbank zu der 


Solidarität der Anſichten, die der Redner in Anſpruch genommen hat, be⸗ 


kennen werden. 
Abg. Gier: Ich enthalte mich aller Nebenſachen, auch einer Erörterung 
der allgemeinen philoſophiſchen, ethiſchen und anderen Motive für die Juden⸗ 
Emancipatian. Exempla trahunt. Ich bitte die hochverehrte Verſammlung, 
mir zu erlauben, ein Beiſpiel in etwas größerem Maßſtabe vortragen zu dür⸗ 
fen. In der Stadt, welche mir die Ehre der Hierherſendung erzeigt hat, 
beſteht eine iſraelitiſche Gemeinde mit eigener Synagoge und freier beſonderer 
Armenpflege, im Uebrigen in bürgerlicher und gemeinheitlicher Hinſicht ver⸗ 
ſchmolzen mit der geſammten Bürgerſchaft. Sie hat mich erſucht, für ihre 
Wünſche und für ihre Rechte bei einem hohen Landtage Fürbitte einzulegen. 
Ich thue es nicht blos des Geſuchs wegen, ſondern aus eigenem Antriebe und 
aus innerer Ueberzeugung. Die Juden meiner Gegend wünſchen, daß fie 
gleiche Rechte und Pflichten mit ihren chriſtlichen Mitbürgern behalten und 
bekommen, und daß, wo fie noch nicht waren, den übrigen Glaubensgenoſſen 
ſie ertheilt werden möchten. In ihrer Eingabe berufen fie ſich auf ihren 
Wandel, inſonderheit auf ihre treue Pflichterfüllung gegen König und Vater⸗ 
land, gegen das Land, welches ſie als ihr Vaterland betrachten, wo ſie ge⸗ 
boren und erzogen ſind. Aus eigener Erfahrung kann ich die Behauptung 
eines ſolchen Wandels beſtätigen. ; . 
Abg. Graf v. Finkenſtein: Ich ſtimme ganz und gar dem Haupt⸗ 
ſinne und der Abſicht des Geſetzes bei, nämlich ich wünſche ebenfalls, daß die 
Juden ſich nach ihrer Stellung und nach ihrer Individualität ſo frei entwik⸗ 
keln möchten, als es irgend möglich und ihrem Kultus und ihren ganzen 
Verhältniſſen gemäß iſt. Ich wünſche, daß ſie zu den Aemtern gelangen 
möchten, zu denen fie allen dieſen Verhältniſſen nach kommen können; aber 
ich Himme ganz und gar dagegen und werde immer dagegen fein, daß fie 
jemals unſere Richter und unſere a werden, alſo auch, daß ſie je⸗ 
mals ſtändiſche Rechte bekommen. Dieſe Art von Emancipation halte ich für 
einen großen Irrthum. Deshalb ſtimme ich auch gegen die Abtheilung und 
halte es ſogar für gefährlich, daß die Begutachtung des ganzen Geſetzes von 
dem Grundſatze einer vollkommenen Emancipation ausgegangen iſt. 8 
Abg. Frhr. v. Manteuffel J.: Ich bemerke, daß ich mit den Beſtim⸗ 
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mungen des Geſetzes nicht ganz einverſtanden bin, welche den Zweck haben, 
die jüdiſchen Glaubensgenoſſen in politiſche Corporationen einzuſchließen, und 
ich behalte mir das Geeignete dagegen anzuführen vor. Daß man aber für 
den Kultus etwas ſtatuire, halte ich für eine Pflicht, welche die Staatsregie⸗ 
rung zu erfüllen hat. Ich glaube, daß das, was die Regierung als Geſetz 
vorgeſchlagen hat, für die Juden, die bei ihrem Glauben beharren, von gro⸗ 
hem Werth, ſogar unerläßlich nothwendig iſt; was dagegen diejenigen Juden 
betrifft, die keinen Glauben oder wenigſtens den jüdiſchen nicht mehr haben, 
dieſe ſind eben keine Juden mehr, und für ſolche, die keine Juden mehr 
ſind, läßt ſich kein Judengeſetz geben. a 

Abg. v. Saucken: Meine Herren! Hier in Verlin iſt bei einer höhe⸗ 
ren Milttairſchule ein Lehrer moſalſchen Glaubens ſeit vielen Jahren in wirk⸗ 
ſamer Thätigkeit, weil unſere Militair⸗Verwaltung in freierer — richtiger 
Auffaſſung der Zeitverhältniſſe ohne Vorurtheile den beſonderen Fähigkeiten 
zum Nutzen des Ganzen gern eine Wirkſamkeit geſtattet, und es iſt erfreu⸗ 
lich, daß unter allen denen, die von dieſem geachteten Stabs-Offiziere Unter⸗ 
richt erhalten haben, keiner die Vorurtheile hegt, welche der geehrte Abge⸗ 
ordnete aus Sachſen noch bewahrt, denn ſonſt wären bedauernswerthe Kon⸗ 
flikte unvermeidlich geweſen. Der geehrte Abgeordnete hat auch ein einzelnes 
Beifpiel von dem noch herrſchenden Vorurtheil oder Feſthalten an alten Saz⸗ 
zungen ſogar bei einem gebildeten Juden mitgetheilt. Meine Herren! Da 
ſtelle ich ein anderes Veiſpiel entgegen. Es iſt die Thatſache, daß in Königs⸗ 
berg in neueſter Zeit die Juden den Sabbath auf den Sonntag haben verlegen 
wollen, die Polizei-Vehörde dies aber nicht geſtattet hat. (Große Senſation.) 
Wer hängt hier am Vorurtheil? Nun noch ein paar Worte: Im Glücke 
der. Familien ruht das Glück und die Sicherheit des Staats. Stellen wir 
uns einmal bei den gegenwärtigen geſetzlichen Beſtunmungen in die Lage eines 
judiſchen Familien⸗Vaters: Gott hat ihm hoffnungsvolle Söhne gegeben, er 
ſieht ihre Talente, ihre beſonderen Fähigkeiten, er ficht fie aber nicht mit 
Freuden, ſondern er ſieht ſie häufig mit dem tief im Herzen nagenden 
Schmerz, daß er d eſen Talenten nicht die Entwickelung geben kann, die fie 
verdienen, daß fie in einen engen Kreis gebunden find, daß fie niemals kön⸗ 
nen zu der Wirkſamkeit und Geltung fuͤr die Menſchheit kommen, welche 
durch ihre Beilegung Gott hervorrufen wollte. Dieſer Vater hat nun noch 
dabei vielleicht den Schmerz, das, was er in der Jugend mühſam niederge⸗ 
käu pft und ſchwer überwunden hat, in allen feinen Söhnen noch einmal 
durchzukämpfen, und kann in ſolchen Beſtemmungen nicht einen chriſtlichen, 
auf allgemeiner Liebe und gleichen Rechten gegründeten Staat erkennen. Unſer 
großer Meifter ſagt: An den Früchten ſollt ihr fie erkennen, er ſagt ferner 
auch, nicht Alle, die zu mir Herr, Herr ſagen, werden in das Hin melreich 
kommen, ſondern nur, die den Willen thun meines Vaters im Himmel. 
Meine Herren! Wer von uns wagt es, nach dieſem Ausſpruch noch an ein 
beſonderes Bekenntniß die Seligkeit oder das Wohl von unſeren Mitbrüdern 
knüpfen zu wollen? — Ich ſchließe mit den Worten: Richtet nicht, auf 
daß ihr nicht gerichtet werdet. (Vielſtimmiges Brave!) 

Abg Müller: Meine Herren! Nachdem geſtern und heute ſo viele 
brillante Reden und noch dazu von den talentvollſten, eminenteſten Rednern 
zu Gunſten der Juden gehalten worden find, möchte es von mir, dem fo 
wenig begabten Redner, wohl ſehr gewagt ſcheinen, wenn ich mich ſeyt gegen 
Emancipation der Juden ausſprechen wollte; indeſſen fühle ich mich veran⸗ 
laßt, zu bemerken, daß, wie ich glaube, in der Provinz Sachſen von einem 
großen Theile der Bevölkerung noch keine ganz günſtige Stimmung für die 
Emancipation vorhanden iſt; ob die Juden daran Schuld haben, weiß ich 
nicht; vielleicht ſind ſie unſchuldig. Uebrigens werden die Juden bei uns ſehr 
wohl gelitten, und in allen Geſellſchaften macht man keinen Unterſchied, ob 
Chriſt, ob Jude. Wenn indeſſen geſagt worden iſt, daß die Juden ſich dar⸗ 
um nur dem Handel zuwendeten, weil ſie mit den Chriſten hinſichtlich der 
bürgerlichen Rechte nicht gleichgeſtellt wären, fo muß ich das beſtreiten, denn 
ich glaube, daß es dem Charakter der Juden eigenthümlich iſt, daß ſie mehr 
Neigung zum Handel haben; außerdem glaube ich, daß ſie eine große Ab⸗ 
neigung gegen jede ſchwere Hand- und Feldarbeit haben müſſen, denn es heißt 
im Talmud: Es iſt keine ſchlechtere Handthierung als der Feldbau — Wer 
100 Rthlr. zum Handel anlegt, kann täglich Fleiſch eſſen und Wein trinken; 
wer aber daſſelbe Geld auf die Erde verwendet, muß ſich mit Salz und 
Kraut begnügen. Ob die wenigen Juden, welche die letzten Kriege mitge⸗ 
macht, ſich tapfer gehalten, oder ob ſie ſich im Kugelregen an ihren Neben⸗ 
mann gelehnt haben, das weiß ich nicht, und darüber mögen diejenigen ur⸗ 
theilen, die in der Schlacht neben ihnen ſtanden. Das aber weiß ich, daß 
die Juden im gewöhnlichen Leben, wenn ihnen perſönliche Gefahr droht, eher 
davonlaufen, als ſich vertheidigen. Ich glaube nicht, daß mich die Herren 
Juden noch jetzt beſonders fetiren und mit 150 Dank-⸗Adreſſen beglücken wer⸗ 
den, jedoch verzichte ich ſehr gern darauf, auf ein mir vielleicht zugedachtes 
Diner; denn wenn ich an die Summen denke, um die die Meinigen und 
meine nächſten Bekannte durch jüdiſche Falliſſemente gekommen ſind, ſo möchte 
mir der Appetit vergehen; nur das muß ich doch noch bemerken, daß die 
Juden, die fo hübſch verſtanden, Bankerott zu machen, das Sprüchwort, 
was geſtern mehreremale für fie gebraucht iſt, nämlich: suum quique, nicht 
beſonders lieb gehabt haben müſſen. Nichtsdeſtoweniger habe ich den uns vor⸗ 
gelegten GeſetzEntwurf mit Freuden begrüßt und bitte die hohe Verſamm⸗ 
lung, ſolchen mit den etwa nöthigen Abänderungen anzunehmen, da wir doch 
gewiß der Weisheit Sr. Majeſtät unſeres Allergnädigſten Königs, ſo wie den 
hohen Räthen der Krone, zutrauen können, daß fie am beſten wiſſen werden, 
was den Juden nützt. (Ruf nach Abstimmung.) 

g Marſchall: Meine Herren! Es giebt nichts abzuſtimmen in dieſem 
Augenblicke, es if eine allgemeine Beſprechung über das Geſetz. (Heiterkeit.) 
Abg. Altenhoven: Meine Herren! Wir haben fo oft fagen hören, 
daß Preußen ein chriſtlicher Staat fei und bleiben müſſe. Dies hat mich ver⸗ 
anlaßt, die Tribüne zu beſteigen, um Ihnen auch meine Anſicht darüber aus⸗ 
zuſprechen, weil ich es für zweckmäßig erachte, daß von recht vielen Seiten 
der Staats⸗Verwaltung dargethan werde, daß fie in dieſer Auffaſſungsweiſe 
vom Staate nicht im Einklange ſtehe mit dem Zeitgeiſte und mit den, nach 
meiner Anſicht, gerechten Anforderungen an den Staat. Durch das ſtarre 
Feſtpalten dieſes Prizips gehen uns viele, zum Glücke des Staas zweckmäßig 
zu verwendende Kräfte verloren, und wir ſehen, daß die Staats⸗Verwaltung 


tung zur Durchführung dieſes Prinzips viele Kräfte nuglos verwendet, welche, 


nach meiner Anſicht, zweckmäßiger in Anwendung kommen könnten. Dabei 
iſt nicht abzuſehen, zu welchen Konſequenzen dieſes Prinzip uns führen wird. 
Die Geſetzgebung ſorge nur, daß das Geſetz den Anforderungen der Gerech⸗ 
tigkeit und den Bedürfniſſen der Zeit entſpreche, vor Allem, daß Jeder vor 
dem Geſetz gleich ſei. Möge der erſte Vereinigte Landtag einen Beweis der 
chriſtlichen Liebe gegen feine jüdiſchen Mitbürger an den Tag legen, möge er 
ihnen Muth geben, daß auch ihre Talente nicht nutzlos vermodern werden, 
und daß fie Theil nehmen dürfen an allem Edlen und Guten. Um dieſes 
Prinzip zu verwirklichen, ſcheint es mir zweckmäßig, daß wir dem vorliegen⸗ 
den Geſez-Entwurf unſere Zuſtimmung verſagen, und daß wir den Para- 
graphen in der Art, wie er von dem Abgeordneten von Krefeld amendirt iſt, 
einzig und allein annehmen. | 

Abg. Greger: Geſtern und heute find fo vielfad die Vorzüge der Zus 
den hervorgehoben worden; aber ich glaube, man ſchätzt ihre Vorzüge zu hoch. 
Sie ſollen beſondere Talente beſitzen, beſonderes Genie haben; das findet man 
auch bei uns, und fie werden uns im Talente und Genie nicht beſiegen. 
Man muß die Sache nicht zu hoch anſchlagen, denn fie find nicht fo aufrich⸗ 
lig gegen uns, als wir gegen ſie. Das findet man im Handel und Wandel; 
man wird ſteis von den Juden hintergangen, von den Chriſten ſelten. Man 
ſagt, fie ſeien unterdrückt. Das ift nicht wahr. Sie können ſich frei bewe⸗ 
gen, ihr Leben, ihre Ehre und ihr Vermögen iſt geſchützt, fie können Grund⸗ 
ſtücke kaufen, Handel und Wandel treiben, nur daß ſie nicht die höchſten 
Stellen bekleiden dürfen; dazu ſind ſie nicht weit genug vorgeſchritten, und 
das würde dazu führen, daß wir unterdrückt würden, wir würden die Juden 
und die Juden würden die Chriſten werden. (Sehr große Heiterkeit in der 
Verſammlung.) Sie dominiren ſchon jetzt über uns, ſie haben den Geld⸗ 
markt in Händen, fie find nicht unterdrückt, und durch wen anders find fie 
wohlhabend geworden, als durch die Chriſten? Man ſagt, ſie liebten das 
Vaterland fo ſehr. J nun ... (Allgemeine Heiterkeit.) fie halten das Motto 
feſt: „ubi bene ibi patria.“ Sie werden nicht fo an das Vaterland halten, 
wie wir. Im Jahre 1813 kamen Preußen aus dem Auslande zurück und 
nahmen Theil an dem Kriege, um Preußen zu ketten. Das hat kein Jude 
gethan und wird es auch nicht thun. Dann ſagt man, ſie wären Haupt⸗ 
Genies. Ja, Haupt-Genies darin, das Geld an ſich zu bringen und in 
ihre Taſche zu ſchaffen. Man ſagt ferner, fie feien mitleidig; ja, fie werfen 
mit dem Silbergroſchen nach dem Thaler. (Gelächter.) Das erlangen ſie 
auch; ſie gebrauchen alle Mittel, um Geld zu erlangen, die der Chriſt ver⸗ 
abſcheut. Ausnahmsweiſe mögen gute, brave Männer unter den Juden le⸗ 
ben, aber die Zahl iſt noch zu klein im Verhältniß zu den Chriſten. Wenn 
ſondirt werden könnte, die beſten Männer unter ihnen herauszuziehen, um 
dieſe zu emancipiren, ſo wäre ich dafür; aber das ganze Volk zu emancipi⸗ 
ren, dafür bin ich nicht. Man warte ab, bis ſie reif dazu find. Wir wür⸗ 
den ſchlecht berathen ſein, wenn dem Judenthume eingeräumt würde, hohe 
Staats- Aemter zu bekleiden. Unſere Nachkommen würden uns nicht dafür 
danken, ſondern fluchen. Alſo ich muß geſtehen, wir gehen zu weit, ihre 
gute Seite iſt zu hoch veranſchlagt. Jede Sache hat ihre gute und böſe 
Seite. Hier überwiegen die böſen Seiten noch die guten, man muß noch 
abwarten. Das Geſet ıft gut entworfen; wir befinden uns wohl und die 
Juden auch unter unſerer Regierung, unſer Zuſtand iſt ein blühender. Ich 
muß daher bitten, daß Sie mich in meinem Antrage unterſtützen. Das iſt 
nur das, was ich nicht unterlaſſen konnte, zu ſagen. 

(Einige Stimmen: Bravo!) 

Abg. v. Meding: Ich habe vom Herrn Marſchall vernommen, daß es 
nicht zur Abſtimmung kommen ſoll, ſondern daß es ſich nur um eine vor⸗ 
läuſige Beſprechung handelt. Unter dieſer Vorausſetzung verzichte ich auf 
das Wort und wünſche, daß die Beſprechung abgebrochen werde, indem ich 
glaube, daß Alles, was zu einer ſolchen nothwendig iſt, vollſtändig erſchöpft iſt. 

Marſchall: Ich bemerke, daß ſich noch 18 Redner um das Wort ge⸗ 
meldet haben. (Große Aufregung nnd lebhaftes Verlangen nach dem Schluſſe 
der Debatte.) Inſofern aber die hohe Verſammlung den Wunſch haben 
ſollte, nunmehr zu den einzelnen Paragraphen des Geſetzes überzugehen, ſo 
bin ich damit gern einverſtanden. Wenn die hohe Verſammlung dieſer Mei⸗ 
nung ift, bitte ich, es durch Aufſtehen zu erkennen zu geben. (Die große 
Majorität der Verſammlung erhebt ſich.) Es will noch der Herr Abgeord⸗ 
nete von Zakrzewski in einer perſönlichen Angelegenheit das Wort nehmen 

Abg. v. Zakrzewski: Meine Herren! Der verehrte Abgeordnete der 
Sächſiſchen Ritterſchaft äußerte, der Sorgloſigkeit des Polniſchen Charakters 
in Bezug auf die zeitlichen Güter ſei zuzuſchreiben, daß die Juden fo zahl⸗ 
reich in dem Großherzogthum Poſen ſcien, weswegen fie auch von der Frei⸗ 
zügigkeit keinen Gebrauch machen würden. Ich muß den geehrten Redner 
auf die Geſchichte hinweiſen. Der Grund, warum die Juden ſich in Polen 
fo zahlreich angefiedelt haben, liegt in der Polniſchen Geſetzgebung, welche 
ſich durch eine lobenswerthe Toleranz ausgezeichnet hat. Die gemachte Aeu⸗ 
Berung des geehrten Redners läßt mich zweifeln, daß dieſelbe der geſchichtli⸗ 
chen Entwickelung des Polniſchen Volkes gefolgt iſt, aus welcher klar her⸗ 
vorgeht, daß die Polen den Fremden immer Zuflucht gewährt und allerdings 
die moraliſchen Güter höher geſtellt und geſchätzt haben, als die zeitlichen. 

Marſchall: Ehe wir nun zu der Berathung über die einzelnen Be⸗ 
ſtimmungen des Geſetzes übergehen, muß ich vorausſchicken, daß Vorſchläge 
darauf hingegangen ſind, an die Stelle des ganzen Geſetzes einen einzigen 
Paragraphen zu ſtellen, alſo das ganze Geſetz dadurch zu verwerfen. Dieſe 
ganze jetzt vorzunehmende Berathung wird alſo nur eventuell ſein für den 
Fall, daß ein ſolches Amendement nachher Unterſtützung finden und daſſelbe 
von der hohen Verſammlung angenommen werden ſollte. ö 

Abg. Graf v Schwerin: Wenn ich recht verſtanden habe, ſo würde 
die Abſtimmung über das Grundprinzip des Geſetzes erſt nach der Berathung 
der einzelnen Paragraphen des Geſetzes kommen. 

Marſchall: Ich will nicht fagen, über den Grundſatz des Geſetzes, ſon⸗ 
dern darüber, ob das ganze Geſetz, wie es amendirt werden wird, angenom⸗ 
men werden ſoll oder nicht. Ich muß bemerken, daß ich überhaupt gegen Ab⸗ 
ſtimmungen über Prinzipien bin, weil ſich die aus denſelben hervorgehenden 
Folgerungen nicht immer vollſtändig überſehen laſſen, wogegen ſich ein prak⸗ 
tiſches Reſultat ergiebt, wenn die, aus den Prinzipien ſelbſt folgenden Be⸗ 
ſtimmungen zum Gegenſtande der Berathung gemacht werden. 

Gortſetzung in der zweiten Beilage.) 
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(Fortſetzung aus der erſten Beilage.) 

Abg. Graf v. Schwerin: Ich erkenne das vollkommen an. 

Abg. v. Maſſow: Wenn ich richtig verſtanden habe, fo wird über $- 
1 nicht abgeſtimmt werden. 

Marſchall: Wir wollen erſt das ganze Geſetz in Verathung nehmen 
und dann erſt zu dem §. 1 zurückkommen. a 0 

Referent Sperling (lief): 

„Entwurf 
einer Verordnung, die Verhältniſſe der Juden betreffend. 

Abſchnitt J. Ueber die Verhältniſſe der Juden in allen Laudestheilen 
Unſerer Monarchie, mit Ausſchluß des Großherzogthums Poſen. $. 1. Die 
Juden, welche in den vorbezeichneten Landestheilen ihren Wohnſitz haben, ge⸗ 
nießen, ſo weit dieſes Geſetz nicht ein Anderes beſtimmt, neben gleichen Pflich⸗ 
ten gleiche bürgerliche Rechte mit Unſeren christlichen Unterthanen und ſollen 
nach den für dieſe daſelbſt geltenden geſetzlichen Vorſchriften behandelt werden. 
„Die Einleitung und die Ueberſchrift wurden bei Seite gelaſſen, weil ſolche 
eines Theils unweſentlich, anderen Theils durch den materiellen Inhalt des 
Geſetzes bedingt find und letzterer in legislatoriſchem Wege erſt feſtgeſtellt 
werden muß.“ ‘ ' 

Marſchall: Es fragt ſich, ob die hohe Verſammlung einverſtanden iſt, 
daß man über den Eingang weggehe, weil aus den Abänderungen, die an 
dem Geſetze gemacht werden, ſich erſt ſinden wird, wie derſelbe gefaßt werden 
muß? (Einſtimmig: Ja!) . f 

Referent Sperling: „§. 1. Die Juden, welche in den vorbezeichneten 
Landestheilen ihren Wohnſitz haben, genießen, ſoweit dieſes Geſetz nicht ein 
Anderes beſtimmt, neben gleichen Pflichten gleiche bürgerliche Rechte mit Un⸗ 
feren chriſtlichen Unterthanen und ſollen nach den für diefe daſelbſt geltenden 
geſetzlichen Vorſchriften behandelt werden.“ — Gutachten zu $ 1. Daſſelbe 


fand in Betreff der Worte ſtatt: „welche in den vorbezeichneten Landesthei⸗ 


len ihren Wohnſitz haben.“ . 
Marſchall: Die ganze Faſſung des §. 1 wird auch von dem abhän- 
gen, was ſpäterhin beſchloſſen wird; wir werden alfo vorläufig darüber hinweg⸗ 
gehen, mit dem Vorbehalt, darauf wieder zurückzukommen. 

Referent Sperling (lieſt): „§. 2. Die Juden ſollen nach Maßgabe 
der Orts⸗ und Bevölkerungs⸗Verhältniſſe dergeſtallt in Judenſchaften vereinigt 
werden, daß alle innerhalb eines Judenſchafts-Bezirkes wohnenden Juden 
demſelben angehören.“ Gutachten zu §. 2. Der Zweck, zu welchem die Juden 
zu Judenſchaften vereigt werden ſollen, iſt in dieſem und den nächſten Para⸗ 
graphen, welche von der Bildung der Judenſchaft handeln (88. 2—14) nicht 

ausgedrückt. Man könnte ſich daher zu der Annahme verſucht fühlen, daß 
er lediglich auf die Kultus⸗Angelegenheiten der Juden gerichtet iſt. Indeß ergeben 
die ſpäter folgenden Dispoſitionen der §§. 15, 24 und 34, daß die Judenſchaften 
auch eine politſche Bedeutung haben ſollen. Welche Nachtheile fie bei dieſem 
Charakter für den einzelnen Juden haben würden, iſt bereits oben auge⸗ 
deutet. Dem Staats⸗Intereſſe aber können fie ſchon deshalb nicht förderlich 
erachtet werden, weil ſie zu einer ſchärferen Abſonderung der Juden von den 


Chriſten führen würden. 

Marſchall: Ich ſtelle dieſen Punkt zur Diskuſſton. 

Abg. Graf v. Schwerin: Meine Herren! Das Geſetz von 1812 er⸗ 
kennt den Grundſatz des Staatbürgerthums an, erkennt den Juden 
als Staatsbürger an und giebt ihm eben als ſolchem vollſtändige bürgerliche 
Rechte. Nur einige wenige Ausnahmen wurden noch gemacht, aus der An⸗ 
ſicht, daß die Zeit vielleicht noch nicht auch die Anerkennung des Grundſatzes 
in Beziehung auf dieſe beſtimmten Verhältniſſe zu tragen vermöchte. Dieſen 
Grundſatz verläßt nun das Geſetz im §. 2. Es ſubſtituirt an die Stelle des 
Staatsbürgerthums den Begriff einer geduldeten Genoſſenſchaft innerhalb des 
Staats⸗Verbandes, der es jene einzelnen Rechte zugeſtehen will. Es iſt das 
nicht eine Anerkennung des Rechts, ſondern ein Zugeſtändniß, was man den 

uden macht, darin liegt nach meiner Meinung ein weſentlicher Rückſchritt, 
und deshalb bin ich gegen den Grunſatz, den das Geſetz aufſtellt, mit aller 
Entſchiedenheit. Ich bin daher entſchieden gegen den Paragraphen, weil er 
einen Grundſatz aufftellt, den ich verwerfe, weil er dem Grundſatze des Staats⸗ 
bürgerthums der Juden, den Grundſatz einer geduldeten bürgerlichen Genoſſen⸗ 
ſchaft ſubſtituirt. Ich fürchte nicht, daß dieſes Geſetz Geſetzeskraft erlangen 
wird. Geſchehe es, ſo bin ich aber auch der Ueberzeugung, feine Dauer 
wird nicht lange fein. Der Geiſt des 19ten Jahrhunderts wird darüber 
hinwegſchreiten und feine Spur verwehen. Aber meine Herren, bedenken 
Sie der Geiſt der Geſchichte ſitzt auch über uns zu Gericht, und wenn ich 
für uns einen Wunſch habe, ſo iſt es der, daß wir dieſen Geiſt anerkennen, 
daß wir nicht rückwärts unſere Blicke wenden laſſen, ſondern nach vorwärts 
ſchauen unverrückt. (Vielfaches Bravo!) 

Abg. von der Heydt: Ich theile ganz die Anſicht der Abtheilung, 
die es nicht für zweckmäßig hält, die Judenſchaft nach bürgerlichen Diſtrikten 
abzutheilen und ſtimme in dieſer Beziehung allem dem bei, was der letzte 
Redner geſagt hat. Ich finde es aber auch bedenklich, daß eine Stände⸗ 
Verſammlung ſich überhaupt in innere Kultus- Angelegenheiten der Juden 
miſche. Es könnte das zur Folge haben, daß dann auch die Kultus⸗Angele⸗ 
genheiten anderer Kirchen hier berathen würden, und das würde mir ſehr 
bedenklich erſcheinen. Es erinnert dies auch an die Eingriffe, die ſeitens des 
Staats in andere Kirchen geſchehen find, und nichts hat betrübender einge⸗ 
wirkt auf getreue Unterthanen, als gerade die Eingriffe in den inneren 
Kultus der Kirche. So if z. B. eine evangeliſche Kirchen? Ordnung und 
eine Agende zwangsweiſe eingeführt worden, worin zu beten vorgeſchrieben iſt, 
daß der jedesmalige Landesherr als Vorbild der chriſtlichen Kirche ferner 
erhalten bleiben möge, was mit christlichen Grundfägen ganz unvereinbar iſt. 
Ich halte ſolche Eingriffe des Staats in die Kirche nicht für wünſchenswerth; 
aber ich bin der Meinung, daß auch eine Stände⸗Verſammlung ſich nicht in 
die inneren Angelegenheiten der Kirche miſchen möge, weil dann die Kultus⸗ 
Angelegenheiten der proteſtantiſchen und der 
hier zur Erörterung gezogen werden könnten. 

Landtags⸗Kommiſſar: Der Grundſatz, den der Redner fo eben 
ausgeſprochen hat, wird von dem Gouvernement auf das vollkommenſte ge⸗ 
theilt. Daß darüber kein Zweifel beſtehe, glaube ich auf §. 16 verweiſen zu 
können, welcher ſagt: „Die auf den Kultus bezüglichen inneren Einrich- 


den ſie hervorgerufen hat. 


katholiſchen Kirche eben fo gut 


tungen bleiben der Vereinbarung jeder einzelnen Judenſchaft, reſp. 

Vorſtehern und Repräſentanten, überlaſſen. Die . si = vielen 
Einrichtungen nur infoweit Kenntniß zu nehmen und Entſcheidung zu treffen 
als die öffentliche Ordnung ihr Einſcheiten erfordert.“ Hieraus geht hervor, 
daß die Judentchaft von dem Gouvernement keine Agende zu erwarten bat. 
(Mehrfacher Ruf zur Abſtimmung, nachdem der Abg. von Manteuffel I. 
auf das Wort verzichtet hat.) : 

Abg. Hanfemann: Die Abtheilung hat bereits das Prinzip der Zus 
denfchaft als einer potitiſchen Corporation einſtimmig verworfen, und ich 
glaube, daß in dieſer Verſammlung nur ſehr wenige ſein werden, die nicht 
die Anficht der Abtheilung ebenfalls zu der ihrigen machen; es wird alſo die 
Frage einer Meinungs⸗Verſchiedenheit darin beſtehen, ob wir die Corporas 
tionen für Kultus⸗Zwecke hier anordnen wollen. Ich für meinen Theil ver⸗ 
neine dieſe Frage. 8 
Abg. Graf v. Schwerin: Ich habe mich eines Verſehens anzuklagen. Als 
ich vorhin auf dieſem Plage ſtand, habe ich unterlaſſen, ausdrücklich zu erwähnen, 
daß ich der hohen Verſammlung den Vorſchlag mache, §. 2 nicht anzunehmen, 
weil ich eben glaube, daß in dieſem Paragraphen der ganze Grundſatz des 
Geſetzes enthalten iſt, und alſo mit der Nichtannahme des §. 2 auch der 
Grundſatz des Geſetzes nicht anerkannt wird. Bei dieſer Meinung muß ich 
auch in dieſem Augenblicke noch ſtehen bleiben. | 

Referent Sperling: Hier thut ja der Staat meiner Anſicht nach 
nichts weiter, als was er auch bei einer chriſtlichen Religionsgemeinſchaft 
thut. Die Juden müſſen Synagogen und Begräbniß⸗Plätze unterhalten, und 
das iſt nicht möglich, wenn ſie nicht in einem gewiſſen Bezirke den Einzelnen 
die Verpflichtung auferlegen können, zu dieſen Inſtituten beizuſteuern. 

Marſchall: Die Berathung kommt hier zu einer Frage, die in der 
Abtheilung nicht zur Sprache gekommen iſt. Die Abtheilung hat vorge- 
ſchlagen, dergleichen Corporationen nur in Beziehung auf Kultus-Angelegen⸗ 
heiten gelten zu laſſen, wohingegen hier amendementsweiſe der Vorſchlag ge⸗ 
macht wird, gar keine ſolche Korporationen zu bilden, auch nicht für Kultus⸗ 
Angelegenheiten. Wenn hierüber verhandelt werden ſoll, ſo muß ſich erſt 
zeigen, ob ein folder Vorſchlag hier Unterſtützung findet; ich bitte daher 
diejenigen, die das Amendement unterſtützen, dies durch Aufſtehen zu erkennen 
zu geben. (Ein Abgeordneter bittet ums Wort). 

Marſchall: Es kann nicht eher etwas erläutert werden, als bis die 
nöthige Anzahl von Mitgliedern dafür ſtimmt, daß das Amendement berathen 
werde, Ich bitte alſo diejenigen, welche dafür ſind, daß Korporationen auch 
nicht für Kultus-Angelegenheiten gebildet werden ſollen, dies durch Aufſtehen 
zu erkennen zu geben. (Wird unterſtützt). 

Abg. von der Heydt: Wenn ich ſagte, daß ich es bedenklich finde, 
daß der Vereinigte Landtag Kultus-Angelenheiten berathe, ſo habe ich nicht 
blos den Kultus im engſten Sinne, ſondern überhaupt die Kultus-Angelegen⸗ 
heiten der Kirche im Auge gehabt. Ich habe dabei erinnert an die zwangs⸗ 
weiſe Einführung der evangelifchen Kirchen-Ordnung und an den Eindruck, 
Jede Kirche hat ihre beſonderen Organe, die 
ihre Intereſſen pflegen und wahren, und man kann der Kirche füglich über- 
laſſen, ihre organifhe Einrichtung ſelbſt zu treffen. Ich finde es hart, wenn 
ſie ihr aufgedrungen werden ſoll, und ich finde es gleichfalls hart, wenn 
dieſe organiſche Einrichtung in Kultus- Angelegenheiten den Juden zwangs⸗ 
weiſe gegeben werden ſoll. Ich würde es viel augemeſſener finden, wenn 
man ihnen dieſes ſelbſt überließe. ; 

Abg. Aldenhoven: Ich wollte mir erlauben, um dem Edikt vom 
Jahre 1812 dieſelbe Ausdehnung zu geben, um die Juden dahin zu bringen 
wohin wir Alle wünſchen, daß ſie kommen, ein Amendement in Vorſchlag 
zu bringen, dahin lautend: „Die Juden ſind befugt, nach Maßgabe der 
Orts⸗ und Bevölkerungs⸗Verhältniſſe ſich in Synagogen-Gemeinden zu ver⸗ 
einigen.“ Dann wäre ihnen die Befugniß ertheilt, fie könnten davon Ge⸗ 
brauch machen, ohne daß der Staat direkt dabei einzuwirken habe. 

Geh. Regierungs⸗Rath Brüggemann: Der letzte Paragraph des 
Edikts vom Jahre 1812 behält ausdrücklich die Regulirung der Kultus⸗ 
und Unterrichts = Angelegenheiten der Juden vor. Darum find auch diefe 
ohnehin in einem näheren Zuſammenhange ſtehenden Angelegenheiten gerade 
geſaß Geſetz-Entwurfe über die korporativen Verbände der Juden ins Auge 
gefaßt. 

Marſchall: Ich bemerke, daß das Amendement des Abgeordneten 
Aldenhoven eigentlich zum §. 3 gehören möchte, denn dort iſt vorgeſchrieben, 
wie dieſe Verbände gebildet werden ſollen. Ich ſtelle anheim, das Amendement 
bis zur Frage über den §. 3 ruhen zu laſſen. Wenn der Herr Antragfieller 
den Wunſch hat, daß das Amendement beim F. 2 berathen werden ſoll, fo 
muß ich vorerſt fragen, ob es die erforderliche Unterſtützung findet? (Dies 
geſchieht. — Nach einer Pauſe.) Es kann alſo nicht darüber geſprochen werden. 

Graf v. Helldorff: Meine Herren! Auch ich muß mich in jeder 
Beziehung gegen den §. 2 erklären. Ich meines Orts halte für dringend 
nöthig, daß der Grundſatz, die Kirche ſei unabhängig von dem Staat, allge⸗ 
meine 3 erlange. Die Kirche ſei es vom Staat und der Staat von 
der Kirche. 

Marſchall: In Beziehung auf die vorſtehende Debatte habe ich noch 
die Bitte an die folgenden Herren Redner zu richten, ſich zuvörderſt möglichft 
an die vorliegende Frage zu halten, welche darin beſteht, ob der Vorſchlag 
der Abtheilung angenommen werden ſoll oder beziehungsweiſe eines der beiden 
geftellten Amendements, und wo möglich nicht wieder in die allgemeine Des 
batte überzugehen, welche geſchloſſen iſt. 

Abg v. Beckerath: Die Abtheilung hat vorgeſchlagen, den §. 2. fo zu 
amendiren, daß die nach demſelben zu bildenden Judenſchaften ausſchließlich 
nur zu Kultuszwecken beſtimmt ſein ſollen; von mehreren Seiten iſt es aber mit 
Recht als bedenklich bezeichnet worden, daß die Kultus-Angelegenheiten irgend 
einer Konfeſſton von den Ständen berathen werden. Dieſem Bedenken ge⸗ 
genüber, ſcheint mir das Amendement des Abgeordneten aus der Rheinprovinz 
ſehr zweckmäßig. Ä 

Abg. Frhr. v. Manteuffel J.: Ich muß geſtehen, daß ich im dieſen 

2 bis 14 durchaus etwas von einer Agende oder Beſtimmungen über den 
Kultus nicht erkenne. Dieſe ſaͤmmtlichen Paragraphen ſcheinen mir Verhält⸗ 
niſſe zu reguliren, die in der christlichen Kirche mit dem Ausdrucke Parochial⸗ 


Verhältniſſe bezeichnet werden. Parochial⸗Verhältniſſe bezeichnen die äußere 
Seite der Kirche, wo ſie mit dem bürgerlichen Leben in Berührung tritt. 
(Unter großem Lärmen wird auf Abſtimmung angetragen, und dieſer Ruf 
wiederholt ſich ſo lange, bis der Marſchall das Zeichen mit der Glocke giebt.) 

Marſchall: Die Abſtimmung kann nicht erzwungen werden. Es hat 
jetzt der Abgeordnete Aldenhoven das Wort. i i 

Abg. Aldenhoven: Ich kann mich dem vorigen Redner nicht anſchlie⸗ 
ßen. Ich glaube, wir kämpfen für einen großen Grundſatz. Wir dürfen 
der Staats-Regierung nicht das Recht einraumen, auf das religiöfe Gebiet 
einzugreifen (Viele Stimmen: Oho!) Wir dürfen nicht geſtatten, 
daß fie den Juden anbeſtehlt: Ihr ſollt euch in Korporationen eintheilen. 
Was heute den Juden geſchieht, das geſchieht morgen den Deutſch-Katholi⸗ 

ken und anderen Sekten, die ſich bilden wollen, und wir müſſen die Freiheit 
für Jeden erkämpfen. Daher bleibe ich bei meiner Anfiht fichen. 

Abg. Kuſchke: Ich wollte nur die ganz kurze Bemerkung machen, daß 
Jeder, welcher mit den Angelegenheiten der Juden zu thun gehabt hat, wünſchen 
muß, daß überall ſolche Korporationen gebildet werden. Die Juden wün⸗ 
ſchen es ſelbſt, und wenigſtens wird das Bedürfniß in den alten Provinzen 
in jeder Stadt fi zeigen, wo ſich Juden befinden. N 

Marſchall: Es haben noch die Herren Abgeordneten von Vila und 
Graf von Merveldt um das Wort gebeten. Wenn wir dieſe gehört haben, 
werden wir zur Abſtimmung übergehen können. 

Abg. v. Bila: Meine Herren, ich glaube, wir dürfen uns in dem vor⸗ 
liegenden Falle nicht allein von dem Prinzip der allgemeinen Freiheit lei⸗ 
ten laſſen; es handelt ſich hier um die Frage: Liegt ein Bedürfniß vor, die 
Regulirung von Seiten des Staates eintreten zu laſſen? Ich ſage, es liegt 
ein doppeltes Vedürfniß vor. Einmal erfordert es das allgemeine Staats⸗In⸗ 
tereſſe, dann aber auch das ſpezielle Intereſſe der Juden. Daß das allge⸗ 
meine Staats-Intereſſe dies erfordere, iſt ſchon genügend dargethan, und 
eben fo haben es diejenigen jüdiſchen Lehrer und Rabbiner, welche darüber 
von den Staatsbehirden befragt worden, als ein dringendes Bedürfniß aner⸗ 
kannt. Ich glaube nicht, daß die hohe Verſammlung dieſen Anſichten wi⸗ 
derſprechen wird, und es wäre gerade gegen das Intereſſe der Juden gehanz 
delt, wenn man die Regulirung von Seiten des Staates nicht geſtatten wollte. 

Abg. Graf v. Merveldt: Was die Verhältniſſe in meiner Gegend be⸗ 
trifft, ſo muß ich bemerken, daß die Juden dringend wünſchen, der Staat 
möge die Ordnung ihrer Synagogen-Verhältniſſe und ihrer übrigen äußeren 
Kultus⸗Angelegenheiten in die Hand nehmen, und zwar die Leitung derſelben durch 
die Staatsbehörden übernehmen, natürlich nach Vernehmung der Anſichten 
der Juden durch geeignete Vertreter, wie es auch im Geſetze beabſichtigt iſt. 

Marſchall: Von den vorliegenden Vorſchlägen geht einer dahin, den 
§. 2 ganz zu ſtreichen, alſo von jeder Bildung von Corporationen ganz zu 
abſtrahiren; ein anderer dahin, lediglich den Juden anheim zu ſtellen, ob ſie 
Korporationen bilden wollen, und der dritte iſt der der Abtheilung, welche 
nur für Kultuszwecke Korporationen haben will. 

Abg. Graf v. Schwerin: Was meinen Antrag betrifft, fo würde da⸗ 
von jetzt abzuſehen ſein. 

Marſchall: Der Herr Abgeordnete v. d. Heydt hat den Antrag ges 
ſtellt, den Paragraph ganz zu flreihen. Auf dieſen Antrag werde ich die 
erſte Frage richten, auf den Antrag, daß man den Juden die Beſugniß 
einräume, Cotporationen zu bilden, die zweite, und auf den Abtheilungs⸗ 
Vorſchlag die dritte. Ich frage alſo zuerſt, ob — es verſteht ſich von ſelbſt, 
daß Sr. Majeſtät der König allerunterthänigſt darum gebeten werden ſoll — 
der §. 2 des Geſetzes ganz wegfallen ſoll? Die, welche für Bejahung der 
Frage ſind, bitte ich aufzuſtehen. (Nur eine ſehr geringe Zahl der Mitglie- 
der erhebt ſich.) Die zweite Frage iſt, „ſoll den Juden lediglich die Beſug⸗ 
niß zuſtehen, ſich nach Maßgabe des Orts- und der Bevölkerungs-Verhält⸗ 
niſſe zu Synagogen-Gemeinden zu vereinigen.“ Diejenigen, welche die Frage 
bejahen wollen, bitte ich aufzuſtehen. (Nur wenige Abgeordnete erheben ſich.) 
Wir kommen alſo zur dritten Frage: „Soll der Vorſchlag der Abtheilung 

angenommen werden?“ Die dafür ſtimmen bitte ich aufzuſtehen. Iſt mit 
großer Majorität angenommen. A 

Referent Abg. Sperling: $. 3. Die Bildung dieſer Judenſchaften ers 
folgt durch die Regierungen nach Anhörung der Vetheiligten in der Art, daß 
jede Judenſchaft eine Stadt zum Mittelpunkt erhält, nach welcher ſie benannt 
wird, und mit der die jüdiſchen Einwohner der umliegenden Städte und 
Dörfer oder anderer ländlichen Beſitzungen verbunden werden. In gleicher 
Weiſe ſind die Negierungen ermächtigt, nach dem Bedürfniß Abänderungen 
der Judenſchafts-Vezirke vorzunehmen und die hierauf bezüglichen Verhältniſſe 
unter Zuziehung der Betheiligten, einſchließlich der etwa vorhandenen Gläu⸗ 
biger, zu ordnen. Gutachten der Abtheilung: Bei der Bildung von 
Synagogengemeinden nach anderen Grundſätzen zu verfahren, als bei der 
Bildung christlicher Kirchengemeinden, iſt keine Veranlaſſung vorhanden. In 
dem einen Falle wird es die Juden der umliegenden Dörfer der Synagoge 
einer Stadt zuzuweiſen zweckmäßig, in dem anderen die Geſtattung mehrerer 
Synagogen an einem und demſelben Orte, wie 3. B. in Berlin, Breslau ꝛc. 
nothwendig ſein. In Betracht deſſen ſchlägt die Abth. vor, den erſten Abſatz 
des §. 3. auf die Worte zu reduziren: „die Bildung dieſer Synagogenge— 
meinden erfolgt durch die Regierungen nach Anhörung der Betheiligten.“ 
Der zweite Abſchnitt, welcher mit den Worten anhebt: „In gleicher Weiſe ꝛc.“ 
kann unverändert beibehalten werden. a 

Marſchall: Verlangt Jemand das Wort? Wenn es nicht verlangt 
wird, ſo frage ich, ob dieſer Vorſchlag der Abth. angenommen werden ſoll? 
Die den Vorſchlag annehmen wollen, bitte ich anfzuſtehen. Er iſt angenommen. 

Referent Sperling: „F. 4. Die einzelnen Judenſchaften erhalten in 
Bezug auf ihre Vermögens-Verhältniſſe die Rechte juriſtiſcher Perſonen. Der 
Verband der Judenſchaften bezieht ſich lediglich auf die ihnen durch dieſe 
Verordnung ausdrücklich überwieſenen Angelegenheiten.“ Der zweite Satz: 
„der Verband der Judenſchaften“ u. . w., muß um ſo mehr wegfallen, da 
Solches ſchon der Beſchluß zu §. 2. mit ſich bringt. 

Marſchall: Wenn nichts dagegen bemerkt wird, ſo iſt er angenommen. 

Referent Sperling: 8.5. Jede Judenſchaft erhält einen Vorſtand und 
eine angemeſſene Zahl von Repräſentanten. §. 6. Der Vorſtand beſteht aus 
mindeſtens 3, höchſtens 7 Mitgliedern, welche ihr Amt unentgeltlich verwal⸗ 
ten. F. 7. Die Zahl der Repräſentanten der Judenſchaft fol mindeſtens 9 


; 994 


und höchſtens 21 betragen. Dieſe Paragraphen geben zu keiner Erinnerung 
Veranlaſſung. 

Marſchall: Iſt in der hohen Verſammlung etwas dagegen zu erin⸗ 
nern? Wenn nichts erinnert wird, ſo ſind die Paragraphen angenommen. 

Referent Abg. Sperling: §. 8. Sämmtliche männliche, volljährige, un⸗ 
beſcholtene Mitglieder der Judenſchaft, welche entweder ein Grundſtück beſtz⸗ 
zen, oder ein Gewerbe ſelbſtſtändig betreiben, oder ſich ſonſt ohne fremde Un⸗ 
terſtützung ſelbſtſtändig ernähren und mit Entrichtung der Abgaben für die 
Judenſchaft während der letzten drei Jahre nicht in Rückſtand geblieben ſind, 
wählen die Repräfentanten und dieſe den Vorſtand der Judenſchaft auf 6 
Jahre. Die Wahl iſt überall zugleich auf eine entſprechende Zahl von Stell⸗ 
vertretern zu richten. Gutachten der Abtheil. Bei der Ausübung des 
Wahlrechts dürfte es wohl, wie in anderen Fällen, nur darauf ankommen, 
daß das Mitglied männlichen Geſchlechts, volljährig, unbeſcholten, ſelbſtſtän⸗ 
dig ſei und ſeine Verpflichtungen gegen die Gemeinde bis dahin erfüllt habe. 
Auf Grundbeſitz und Gewerbe-Betrieb hinzuweiſen, erſcheint müßig, da weder 
das Eine, noch das Andere die Ausübung des Wahlrechts bedingen fol. 
Weshalb bei dem Juden, ſeiner Gemeinde gegenüber, darauf geſehen werden 
ſoll, ob er fremde Unterſtützung genieße oder nicht, war der Abth. noch we⸗ 
niger einleuchtend. Sie ſtimmte deshalb für die Weglaſſung der Worte: 
„entweder ein Grundſtück beſitzen oder ein Gewerbe ſelbſtſtändig betreiben, 
oder ſonſt ohne fremde Unterſtützung,“ ſo daß dann der Paragradh alſo 
lauten würde: Sämmtliche männliche, volljährige, unbeſcholtene Mitglieder 
der Synagogengemeinde, welche ſich ſelbſtſtändig ernähren u. ſ. w. 

Marſchall: Ich frage, ob dem Vorſchlage der Abth. beigetreten wird, 
und bitte diejenigen, welche ihm beitreten, aufzuſtehen. — Der Vorſchlag iſt 
angenommen. 5 

Abg. v. Auerswald: Ich muß bedauern, daß ich auf einen früheren 
Paragraphen zurückkomme, nämlich auf den zweiten Theil des §. 3, über 
den keine Erinnerung, aber auch keine Abſtimmung erfolgt iſt. Es wurde 


das Gutachten der Abtheilung verleſen, in welchem ſteht, daß dieſer Theil 


unverändert angenommen werden kann, der Theil ſelbſt wurde nicht verleſen, 
und die Verſammlung hat ſich nicht darüber erklärt, da ſie nicht befragt 
wurde. Er lautet: „In gleicher Weiſe ſind die Regierungen ermächtigt, nach 
dem Vedürfniß Abänderungen der Judenſchafts-Bezirke vorzunehmen und die 
hierauf bezüglichen Verhältniſſe unter Zuziehung der Betheiligten, einſchließlich 
der etwa vorhandenen Gläubiger, zu ordnen.“ Wenn Gläubiger da ſind, 
die Rechte zu verfolgen haben gegen die Vereine, ſo gehören ſie natürlich zu 
den Vetheiligten, und ich glaube nicht, daß es dem eigentlichen Sinne der 
Sache und, ich möchte ſagen, der Würde des Geſetzes angemeſſen iſt, daß 
dieſe Worte ſtehen bleiben. Ich ſehe durchaus keinen entſchiedenen Nutzen 
davon ein, denn die allgemeinen Rechts-Prinzipien behalten ihre Geltung, 
fie bedürfen nicht dieſer ſpeziellen Verſtärkung, und der Richter wird den 
Gläubigern ihr Recht zuerkennen. l 

Referent Sperling: Ich glaube im Namen der Abth. dieſem Vor⸗ 
ſchlage beitreten zu können. Wenn in der Abth. nichts monirt worden iſt, 
ſo hat es nur darin ſeinen Grund gehabt, daß man dieſe Worte für müßig hielt. 

Marſchall: Ich werde fragen, ob die Worte „einſchließlich der etwa 


vorhandenen Gläubiger“ gestrichen werden ſollen? Die dieſen Vorſchlag un⸗ 


terſtützen, bitte ich aufzuſtehen. (Mehrere Stimmen: Es iſt ſchon darüber 
abgeſtimmt worden.) Ich muß beſtreiten, daß dieſer Abſchnitt des Paragra⸗ 
phen ausdrücklich angenommen worden iſt; es iſt nicht darüber geſprochen, 
ſondern darüber hinweggegangen worden. Ueberhaupt iſt aber noch nicht er⸗ 
mittelt, ob der Antrag die nöthige Unterſtützung gefunden hat. (Mehrere 
Stimmen: Wir haben die Frage nicht verſtanden.) Ich habe gefragt: „Ob 
das Amendement Unterſtützung findet?“ ich wiederhole jetzt dieſe Frage und 
bitte diejenigen, welche es unterſtützen wollen, aufzuſtehen. Es iſt hinreichend 
unterſtützt. — Ich werde daher fragen, ob es angenommen, ob alſo die 
Worte „einſchließlich der etwa vorhandenen Gläubiger“ aus dem zweiten 
Satze des F. 3. geſtrichen werden ſollen. Die für das Streichen dieſer Worte 
find, bitte ich aufzuſtehen. (Die Majorität erklärt ſich dagegen.) 

Referent Sperling (lieſt vor): „§. 9. Das Wahlgeſchäft wird durch 
einen Abg. der Regierung geleitet. Nach Ablauf der erſten 3 Jahre ſcheidet 
die Hälfte der Vorſtands-Milglieder und der Repräſentanten nach dem Looſe, 
demnächſt jedesmal die ältere Hälfte aus.“ Gutachten zu §. 9. Ueber den 
erſten Satz, welcher die Worte enthält: „Das Wahlgeſchäft wird durch einen 
Abg. der Regierung geleitet“, waren die Mitglieder der Abth. verſchiedener 
Meinung. Die Einen hielten dieſe Beſtimmung für zweckmäßig, weil die 
Anweſenheit eines Regierungs- -Kommiſſarius für die Ordnungsmäßſigkeit 
der Wahl Garantie gewähre und es dahinſtehe, ob nicht einzelne Syna⸗ 
gogen- Gemeinden auf einer fo niedrigen Stufe der Bildung ſich befinden 
möchten, daß fie eine Wahl ſelbſtſtändig auszuführen außer Stande wären. 
Die Anderen dagegen vermeinten, daß, wenn ein ſolcher Fall, wie der eben 
gedachte, wirklich vorkommen ſollte, die Juden wenigſtens ſo gebildet ſein 
würden, einen zur Leitung der Wahl geſchickten Mann ſich ſelbſt zu ermitteln, 
auf keine Weiſe ein ſo vereinzelter Ausnahmefall aber hinreiche, eine läſtige 
Beſtimmung für alle Synagogen-Gemeinden im preußiſchen Staate zu mo⸗ 
tiviren Bei keiner ähnlichen Verbindung von Chriſten finde eine Einmiſchung 
der Regierung, wie die in Rede ſtehende, ſtatt, und wenn überhaupt von 
Gleichſtellung der Juden mit den Chriſten in ihren Rechten die Rede fein 
ſolle, ſo müſſe vor Allem eine Beſchränkung der erſteren in weniger erheblichen 
Punkten, wie der vorliegende, nicht vorkommen. Die Abſtimmung ergab für 
eine jede dieſer beiden Anſichten eine gleiche Zahl von Stimmen. Es er⸗ 
klärten ſich acht Mitglieder für und eben ſo diele gegen die Beibehaltung 
des qu. Satzes. 

Abg. Graf v. Schwerin: Ich trete der Anſicht derjenigen Mitglieder 
der Abth. bei, die es nicht für angemeſſen erachten, den Grundſatz beizube⸗ 
halten, daß das Wahlgeſchäft unter der Leitung der Regierung geſchähe, und 
ich mache von dieſem Standpunkte aus den Vorſchlag, den erſten Satz dieſes 
Paragraphen, welcher die Worte enthält: „Das Wahlgeſchäft wird durch 
einen Abg. der Regierung geleitet,“ wegzuſtreichen. Ich enthalte mich einer 
weiteren Entwickelung der Gründe; fie find im Abth.⸗Gutachten hinreichend 
entwickelt, ſte beruhen auf dem Prinzipe, daß im Allgemeinen die Einmi⸗ 
ſchung der Regierung in allen ſolchen ar nicht erwünſcht if, 


(Schluß folgt.) 


